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Gemeinde Elbe-Parey 
 

Nutzungsentgeltsatzung 
für gemeindliche Objekte in der Gemeinde Elbe-Parey 

für private oder wirtschaftliche Zwecke 
 

§ 1 
Grundsatz 

Die Gemeinde Elbe-Parey erhebt für die Benutzung gemeindli-
cher Räume ein privatrechtliches Entgelt. 
 

§ 2 
Geltungsbereich 

Die Entgeltsatzung gilt für die folgenden gemeindlichen Objekte: 
 

- Dorfgemeinschaftshaus Bergzow 
- Gemeindehaus Derben 
- Gemeindehaus Ferchland 
- Sporthalle Ferchland 
- Gemeindehaus Güsen 
- Sporthalle Güsen 
- Bootshaus Güsen 
- Schule Güsen 
- Gemeindehaus Hohenseeden 
- Schule Parey 
- Sozialstation Parey 
- Sporthalle Parey 
- Mehrzweckgebäude Mühle Parey 
- Gemeindehaus Zerben 

 
einschließlich Sanitär- und Nebenräume, sofern vorhanden. 
 

§ 3 
Entgeltschuldner 

Entgeltschuldner ist, wer die Benutzung beantragt und vereinbart. 
Dies gilt für natürliche und juristische Personen. 
 

§ 4 
Nutzung 

Unentgeltlich können gemeindliche Sporteinrichtungen von örtli-
chen Sportvereinen genutzt werden. Ein Anspruch auf bestimmte 
Nutzungszeiten besteht nicht. Festlegungen trifft das Gemeinde-
amt. 
 
Sonstige Gemeindeobjekte können von ortsansässigen Vereinen, 
die in Folge aufgeführt sind, entgeltfrei benutzt werden. 
Die Vereine sind  
- der Sportverein Grün-Weiß Bergzow e.V., der Club der 

Geselligkeit Bergzow, der Sportanglerclub Parey/Elbe und 
Umgebung e.V. – Ortsgruppe Bergzow, die Jagdgenossen-
schaft Bergzow, der Frauenchor Bergzow, der Bürgerverein 
Bergzow e.V.,  

- die Schützenvereinigung Derben e.V., der Heimatverein 
„Elbaue“ Derben, der Sportverein Elbe/Ferchland/Derben 
e.V., der Sportangelverein Derben/Elbe e.V., der Reitverein 
Neuderben, der Sportangelclub Parey/Elbe und Umgebung 
e.V. – Ortsgruppe Neuderben,  

- der Sportanglerclub Parey/Elbe und Umgebung e.V. – Orts-
gruppe Ferchland, der Heimatverein Ferchland/Elbe e.V., die 

Frauengruppe Ferchland, die Eisbadergruppe  „Ferchländer 
Schwäne“, der Rassegeflügelzuchtverein Ferchland und 
Umgebung e.V., die Jagdgenossenschaft Ferchland, die Jä-
gergemeinschaft Ferchland, der Kleintierzuchtverein Ferch-
land,  

- der HC-Güsen e.V., der SV Germania Güsen e.V., der 
Wassersportclub Güsen, der Kleingartenverein „Heinrich Zil-
le“ e.V. Güsen, die Jagdgenossenschaft e.V. Güsen, die 
Jagdhornbläser Güsen, der Sportanglerclub Parey und Um-
gebung e.V. – Ortsgruppe Güsen, Reichsbund der Kriegs- 
und Wehrdienstopfer, Behinderten, Sozialrentner und Hin-
terbliebenen e.V. – Ortsgruppe Güsen/Parey, Landfrauen 
Güsen,  

- Reitverein Hohenseeden e.V., Lindenblüte Hohenseeden 
e.V., Karnevalverein HoCV e.V. Hohenseeden, Gemischter 
Chor „ars vivendi“ Hohenseeden, Arbeitskreis Chronik Ho-
henseeden, Jagdgenossenschaft Hohenseeden, Sportang-
lerclub Parey/Elbe und Umgebung e.V. – Ortsgruppe Ho-
henseeden, Frauennähzirkel Hohenseeden,  

- SV 90 e.V. Parey, Schalmeienorchester Parey e.V., Heimat-
verein Parey, Wassersportverein Parey/Elbe e.V., Sportang-
lerclub Parey/Elbe und Umgebung e.V., Stahlbau Parey 
Sportanglergruppe e.V., Laufgemeinschaft Parey e.V., Ras-
sekaninchenverein G 214 e.V. Parey, Jagdgenossenschaft 
Parey, Hundesportverein Parey e.V.,  

- Sportanglerclub Parey/Elbe und Umgebung e.V. – Ortsgrup-
pe Zerben, Jagdgenossenschaft Zerben, Heimatkreis „Effi 
Briest“ e.V. Zerben und Verein „Kreativ“ Zerben. 

 
Ein Benutzungsanspruch existiert generell nicht. Der Nutzer 
haftet für entstandene Schäden am Objekt. 
Die Nutzung ist vom Antragsteller spätestens zwei Wochen vor-
her schriftlich zu beantragen. Später eingehende Anträge werden 
nicht mehr bearbeitet. 
 
Außer in den Sporthallen ist der Nutzer für die gereinigte Überga-
be des Objektes verantwortlich. Die Gemeinde haftet nicht für 
dem Nutzer entstehende Schäden. Ebenso haftet die Gemeinde 
auch nicht für plötzliche Unmöglichkeit der Nutzung aus techni-
schen Gründen oder anderen Gründen, die sie nicht zu vertreten 
hat. In diesen Fällen wird das bereits entrichtete Entgelt erstattet. 
 
Nutzungsentgelt wird von ortsansässigen Vereinen für öffentliche 
Veranstaltungen mit Eintritt oder Ausschank, privaten Nutzern 
und gewerblichen Nutzern erhoben. 
 

§ 5 
Entgelte 

      
   je angefangene            über 5 h 
   Benutzungsstunde 
 
Sportraum unter 150 m² 5 € / 20 € gewerblich     50 € / 200 € 
Sportraum über  150 m²        10 € / 40 € gewerblich  100 € / 400 € 
sonstige Räume unter 50 m²   5 €                        50 € 
sonstige Räume über  50 m² 10 €       100 € 
 
Wird bei einer Veranstaltung außerhalb der gemeindlichen Räu-
me nur die Toilettennutzung beantragt, so ist hier für den Nut-
zungstag eine Gebühr von 35,00 Euro / pro Toilette vom Gebüh-
renpflichtigen zu erheben. 
 
Bei Nichtreinigung, Schadensverursachung oder Schlüsselverlust 
zieht die Gemeinde die den Nutzer zur Herstellung des Überga-
bezustandes heran. Kommt er der geforderten Leistung nicht 
fristgerecht nach, so lässt sie die Gemeinde zu seinen Lasten 
erbringen. 
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§ 6 
Fälligkeit des Entgeltes 

Jeder Nutzer hat das Nutzungsentgelt vorab bei der Gemeinde-
kasse zu entrichten. Das ist Grundlage für die Schlüsselüberga-
be. Ständigen Nutzern wird die quartalsweise Zahlung zur Mitte 
des laufenden Quartals eingeräumt. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

Die Entgeltsatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die bestehende Nutzungsentgeltsatzung 
vom 26.11.2002 außer Kraft. 
 
Elbe-Parey, 27.05.03  
 
gez. Mannewitz      
Bürgermeisterin der 
Gemeinde Elbe-Parey 
____________________________________________________
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Gemeinde Elbe-Parey 

 
Hundesteuersatzung der Gemeinde Elbe-Parey 

für die Ortsteile Bergzow, Derben, Ferchland, Güsen, 
Hohenseeden, Parey und Zerben 

 
Auf Grund der §§ 6, 8 und 44 der Gemeindeordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (GVBl. S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 16 
des Gesetzes zur Bereinigung des Landesrechtes zur Umstellung 
auf Euro vom 7. Dezember 2001 (GVBL LSA S. 540, 543) und §§ 
2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes (KAG- LSA), geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit sowie des Kommunalabgaben-
gesetzes vom 06.10.1997, zuletzt geändert durch Artikel 20 des 
Gesetzes zur Bereinigung des Landesrechtes zur Umstellung auf 
Euro vom 7. Dezember 2001 (GVBL LSA S. 540, 543)  hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Elbe-Parey in seiner Sitzung am 
27.05.2003 folgende textliche Änderung der Hundesteuersatzung 
ab 01.01.2004  beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate 
alten Hunden im Gemeindegebiet. Kann das Alter eines Hundes 
nicht nachgewiesen werden, so ist davon auszugehen, dass der 
Hund älter als 3 Monate ist. 
Die Steuerfestlegung richtet sich nach dem Hauptwohnsitz 
des Hundehalters. 
 

§ 2 
Steuerpflichtige 

  (1) Steuerpflichtiger und Steuerschuldner ist, wer einen Hund in 
einem Haushalt, einem Wirtschaftsbetrieb, einem Verein, ei-
ner Gesellschaft oder ähnlichem aufgenommen hat, um ihn 
zu seinen Zwecken, Zwecken des Haushalts, des Wirt-
schaftsbetriebes u.s.w. dienstbar zu machen. 
Als Halter des Hundes gilt nicht, wer einen Hund nicht länger 
als zwei Monate in Pflege, Verwahrung oder auf Probe ge-
nommen hat oder zum Anlernen und Dressieren nicht         
länger als 3 Monate innerhalb eines Jahres hält. 

 
(2) Wer sich eines Hundes aus dem Tierheim oder eines zuge-

laufenen Hundes annimmt, wird für 6 Monate von der Hun-
desteuer befreit. 
Der schriftliche Nachweis darüber ist durch den Steuerpflich-
tigen zu erbringen. 

    
(3)   Halten mehrere Personen einen oder mehrere Hunde, so 

sind sie Gesamtschuldner. 
 
(4)   Wird für Gesellschaften, Vereine oder Genossenschaften ein 

Hund gehalten, so gelten diese als Halter. 
§ 3 

Beginn und Ende der Steuerpflicht, Anrechnung 

(1)  Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Steuerjahr ist das 
Kalenderjahr. In den Fälle der Abs. 2 bis 4 wird die Steuer 
anteilig erhoben. 

 
(2)  Die Steuerpflicht entsteht jeweils mit dem ersten eines Mo-

nats, in dem ein Hund in einem Haushalt, Wirtschaftsbetrieb 
oder ähnlichem aufgenommen wird, frühestens mit Beginn 
des Monats, in dem er drei Monate alt ist. 

 
(3) Bei Zuzug entsteht die Steuerpflicht mit Beginn des Monats, 

in dem der Zuzug erfolgt. 
Absatz 2 bleibt unberührt. Auf Antrag wird die nachweislich 
für diesen Zeitraum bereits entrichtete Hundesteuer bis zur 
Höhe der nach dieser Satzung zu entrichtenden Steuer an-
gerechnet. Dies gilt sinngemäß, wenn jemand einen ver-
steuerten Hund oder an Stelle eines abgeschafften, abhan-
dengekommenden oder eingegangenen versteuerten Hun-
des, einen neuen erwirbt. 

 
(4)  Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in 

dem der Hund abgeschafft 
      wird, abhanden kommt, eingeht oder der Halter wegzieht. 
 

§ 4 
Steuersätze 

(1)  Für die Steuersätze gelten die Regelungen des § 7 i. V. m. 
der Anlage 7 der Vereinbarung über die Gebietsänderung und 
Bildung der Einheitsgemeinde Elbe-Parey, 
Beschluss-Nr.                   von                      . 
 
(2)  Die Steuer beträgt jährlich  
 
Ortsteil  1. Hund    2. Hund     jeder weitere Hund 
Bergzow              14,32 €     28,63 € 37,84 €  
Derben                    25,56 €        51,13 €                76,69 € 
Ferchland      15,34 €        20,45 €                25,56 € 
Güsen  18,41 €     25,56 €  25,56 € 
Hohenseeden 20,45 €     20,45 €  25,56 € 
Parey  33,23 €     61,36 €               112,48 € 
Zerben  15,34 €     30,68 €  30,68 €  
 
(3)  Hunde, die steuerfrei gehalten werden (s. § 6), sind auf die 

Anzahl der gehaltenen Hunde nicht anzurechnen. Hunde (s. 
§ 7), für die eine Steuerermäßigung gilt, gelten als ersten 
Hund. 

  
§ 5 

Fälligkeit der Steuer 
(1) Die Hundesteuer wird als Jahressteuer erhoben, wobei das 

jeweilige Kalenderjahr als Erhebungszeitraum gilt. 
Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des Er-
hebungszeitraumes für die Steuer, also am 1. Januar. 
 

(2) Die Steuer ist am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. mit einem 
Viertel des Jahresbetrages zu entrichten. 

 
(3) Übersteigt der Jahresbetrag nicht 15,34 Euro, so ist er am 

15.8. fällig. Übersteigt der Jahresbetrag nicht 30,68 Euro, so 
ist er je zur Hälfte am 15.2. und  15.8. fällig. 

 
(4) In den Fällen des § 9 Abs. 2 und 4 ist ein nach Satz 1 fälliger 

Teilbetrag innerhalb eines Monats nach Heranziehung zu 
entrichten. 

 
(5) Auf Antrag des  Steuerzahlers kann die Hundesteuer abwei-

chend von den Absätzen 2 – 4 am 1. Juli in einem Jahresbe-
trag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum 
30. September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt 
werden. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
(1) Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Ge-

meindegebiet aufhalten, ist das Halten derjenigen Hunde 
steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweis-
lich in einer anderen Stadt oder Gemeinde versteuern. 
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(2) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
a) Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststel-

len und Einrichtungen 
b) Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforst-

dienst angestellten Personen, von bestätigten Jagdauf-
sehern in der für die Durchführung des Forst- und 
Jagdschutzes erforderlichen Anzahl. 

c) Herdengebrauchshunden der berufsmäßigen Schäfer 
in der erforderlichen Anzahl 

d) Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten 
Sanitäts- oder Zivilschutzeinheiten  gehalten werden, 

e) Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnli-
chen Vereinen vorübergehend  untergebracht sind und 
nicht auf die Straße gelassen werden, 

f) Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe Blinder, Tauber 
oder hilfloser Personen unentbehrlich sind,     

  Die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amts-
ärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht werden. 

g)  abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmä-
ßigen Schaustellern für ihre Berufsarbeit benötigt wer-
den. 

h) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des Be-
wachungsgewerbes oder von berufsmäßigen Einzel-
wächtern zur Ausübung des Wachdienstes benötigt 
werden. 

 
§ 7 

Steuerermäßigungen 
Die Steuer kann auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte 
ermäßigt werden für das Halten von 
-  einem Hund, der zur Bewachung von alleinstehenden Gebäu-

den benötigt wird, die außerhalb des Dorfkernes liegen und 
von Gebäuden, die zum nächsten bewohnten Gebäude mehr 
als 300 m entfernt sind, 

-  Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Ret-
tungshunde verwendet werden und eine Prüfung vor anerkann-
ten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem Antrag vor-
zulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als 2 Jahre sein. 

- Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt 
haben und jagdlich verwendet werden. 

 
Hundehalter, die in Hundesportvereinen organisiert sind, 
bezahlen auf Antragstellung und Vorlage des Mitgliedsaus-
weises eine um 50 h. H. ermäßigte Hundesteuer für den 1. 
Hund. Voraussetzung ist, dass der Hund nachweisbar die 
Begleithundeprüfung erfolgreich abgeschlossen hat. 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Parey kann nach Antragstellung 
eines Hundehalters und Vorlage wichtiger Gründe weiteren Er-
mäßigungen zustimmen. 
 

§ 8 
Zwingersteuer 

(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde 
der gleichen Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen 
Alter zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in 
der Form einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger, 
die Zuchttiere und die von ihnen gezüchteten Hunde in ein 
von der zuständigen Fachorganisation geführtes oder aner-
kanntes Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind. 

 
(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwe-

cken gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 4 Abs. 2, 
jedoch nicht mehr als die Steuer für 2 Hunde. 
Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange 
sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate 
sind. 

 
(3) Die mit der Erhebung der Zwingersteuer verbundene Ver-

günstigung wird nur unter folgenden Voraussetzungen ge-
währt: 

- für die Hunde sind geeignete, den Forderungen des Tier-
schutzgesetzes entsprechende einwandfreie Unterkunfts-
räume vorhanden; 

- es werden ordnungsgemäße, den Aufsichtspersonen jeder 
Zeit zur Einsicht vorzulegende Bücher geführt, aus denen 

der jeweilige Bestand und der Verbleib der veräußerten 
Hunde zu ersehen ist;  
Ab- und Zugänge von Hunden werden innerhalb einer Wo-
che unter Angabe des Tages bei der Gemeinde gemeldet. 

 
Bis spätestens zum 30.10. des vorangehenden Jahres sind Be-
scheinigungen der Organisationen vorzulegen, bei der die Hunde 
eingetragen sind.  
      

§ 9 
Allgemeine Voraussetzung für die Steuerermäßigung und die 

Steuerbefreiung 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1.  die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hin-

länglich geeignet sind; 
2.  der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen 

Tierquälerei bestraft ist. 
             

§ 10 
Meldepflicht 

(1)  Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat 
ihn binnen 14 Tagen bei der Gemeinde Elbe-Parey anzu-
melden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten       
Monats nach der Geburt als angeschafft. Die Anmeldefrist 
beginnt im Falle des § 2 Abs. 1 Satz 2 nach Ablauf des zwei-
ten Monats. 

 
(2)  Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb 

von 14 Tagen abzumelden. Im Falle der Veräußerung des 
Hundes sind bei der Abmeldung Name und Wohnung des 
Erwerbers anzugeben. 

 
(3)  Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder 

eine Steuerbefreiung fort, so hat der Hundehalter dies bin-
nen 14 Tagen anzuzeigen. 

 
§ 11 

Auskunftspflicht 
(1)  Jeder Grundstückseigentümer oder dessen Stellvertreter ist 

auch verpflichtet, der Gemeinde oder dem von ihr Beauftrag-
ten auf Nachfrage über die auf dem betroffenen Grundstück     
gehaltenen Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Aus-
kunft zu geben. Ebenso hat jeder Haushalts- und Betriebs-
vorstand sowie jeder Hundehalter die Verpflichtung zur 
wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung. 

 
(2)  Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die 

Grundstückseigentümer oder ihre Stellvertreter und die 
Haushalts- und Betriebsvorstände zur wahrheitsgemäßen 
Ausfüllung der ihnen von der Gemeinde übersandten Nach-
weise innerhalb der vorgeschriebenen Frist verpflichtet. 
Durch die Eintragung in die Nachweise wird die Verpflich-
tung  zur An- und Abmeldung der Hunde (§ 10) nicht berührt. 

 
(3)  Die Bekanntgabe der erbetenen Daten ist zur rechtmäßigen 

Erfüllung unserer gesetzlichen Aufgaben erforderlich. Die 
Verwendung personenbezogener Daten erfolgt unter Be-
rücksichtigung des Datenschutzgesetzes. 

 
§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 
(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 15 Abs. 1 KAG LSA handelt, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig 
-  § 10 Abs. 1 der Meldepflicht über die Anschaffung ei-

nes Hundes innerhalb von 14 Tagen nicht genügt, 
-  § 11 Abs. 1 der Auskunftspflicht gegenüber der Ge-

meinde hinsichtlich der auf dem Grundstück gehaltenen 
Hunde nicht wahrheitsgemäß nachkommt, 

-  § 11 Abs. 2 unwahre Angaben bei der Durchführung 
von Hundebestandsaufnahmen macht. 

 
(2)  Die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten erfolgt gemäß § 16 

KAG LSA.     
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§ 13 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage am 01.01.2004 in Kraft. Gleichzeitig 
treten dann die bisherigen Hundesteuersatzungen der einzelnen 
Ortsteile außer Kraft. 
 
Elbe-Parey, 27.05.2003  
 
gez. Mannewitz 
Bürgermeisterin 
____________________________________________________ 
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Gemeinde Lostau 
  

Satzung über den Schutz von Gehölzen in der Ge-
meinde Lostau – Baumschutzsatzung – 

 
Die im Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land vom 
17.04.2003 veröffentlichte Satzung über den Schutz von Gehöl-
zen in der Gemeinde Lostau – Baumschutzsatzung ist bislang 
nicht zur Rechtskraft gelangt. Damit behält die alte Satzung vom 
07.03.1996 ihre Wirkung. 
 
Lostau, 11.06.2003 
gez. Kreye 
Bürgermeister 
____________________________________________________ 
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Gemeinde Brettin 
 

2. Satzung zur Änderung der Hundesteuersatzung der 
Gemeinde Brettin  

Landkreis Jerichower Land 
  
Aufgrund der §§ 6 und 44 Abs. 3 Ziff. 1 Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 
568) in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Brettin in seiner Sitzung am 08.05.2003 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
Die Hundesteuersatzung der Gemeinde Brettin vom 10.06.1999 
wird wie folgt geändert: 
 

§ 3  
Steuersätze 

1. Die Steuer beträgt jährlich 
1.1. für den 1. Hund  30,00 € 
1.2. für den 2. Hund  50,00 € 
 
Die Satzung tritt am 01.07.2003 in Kraft. 
 
Brettin, den 08.05.2003 
 
gez. Pamperin 
Bürgermeister    (Siegel) 
____________________________________________________ 
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Gemeinde Biederitz 

 
Beschluss Nr. 002-003-1999 
Erste Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Erschließungsbei-
trägen in der Gemeinde Biederitz vom 01.03.1999 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in Verbin-
dung mit § 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568) zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Förderung der kommunalen Mandatstätigkeit vom 

16.04.1999 (GVBl. LSA Nr. 16/1999) hat der Rat der Gemeinde 
Biederitz in seiner Sitzung am 08.07.1999 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

Artikel I 
Die Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in 
der Gemeinde Biederitz vom 01.03.1999 wird wie folgt geändert: 
 
Die Präambel wird in der oben stehenden Fassung geändert: 
 

Artikel II 
Die nach Maßgabe von Artikel I geänderte Satzung über die 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen tritt am Tage nach der 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten die entsprechenden 
Vorschriften der Satzung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen in der Gemeinde Biederitz vom 01.03.1999, soweit sie 
nach Maßgabe von Artikel I geändert worden sind, außer Kraft.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des 
Gemeinderates: 16 
davon anwesend:  16 + Bürgermeister 
Ja-Stimmen: 16 
Nein-Stimmen:   1 
Stimmenthaltungen:    - 
 
Entsprechend des § 31 (1) der Gemeindeordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt war kein Mitglied von der Beratung und Abstim-
mung ausgeschlossen. 
 
Biederitz, den 09.07.1999 
gez. Dr. Sanftenberg 
Bürgermeister                                                            Siegel 
____________________________________________________ 
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Gemeinde Biederitz 

 
Satzung 

über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der 
Gemeinde Biederitz 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) in Verbin-
dung mit § 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
vom 05.10.1993 (GVBl. S. 568) zuletzt geändert durch das Kom-
munalrechtsänderungsgesetz vom 31.07.1997 (GVBl. S. 218) hat 
der Rat der Gemeinde Biederitz in seiner Sitzung vom 01.03.1999 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages 

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für 
Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde Biederitz entspre-
chend den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbei-
träge nach Maßgabe dieser Satzung. 
 

§ 2 
Art der Erschließungsanlagen 

Erschließungsanlagen sind: 
(1) Die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den 

baurechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flä-
chen erforderlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze; 

(2) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen in-
nerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege); 

(3) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammel-
straßen; 

(4) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grün-
anlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie 
Bestandteil der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Ver-
kehrsanlagen oder nach städtebaulichen Grundsätzen in-
nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 
sind; 
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(5) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes Immissionsschutzge-
setzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungs-
anlagen sind. 

 
§ 3 

Umfang der Erschließungsanlagen 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für 

1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von 
Grundstücken in Baugebieten (Anlagen nach § 127 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit einer zulässigen Bebauung 
von 
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von  

18 m, 
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis 

zu einer Breite von    24 m, 
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von  

32 m, 
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind; 

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von 
Grundstücken in Baugebieten (Anlagen nach § 127 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit einer zulässigen Bebauung 
von 
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von  

12 m, 
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis 

zu einer Breite von    18 m, 
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von  

24 m,  
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind; 

 
3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbe-

gebiet und im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 
2 Nr. 1 BauGB) bis zu einer Breite von 24 m, wenn sie 
beidseitig und bis zu 18 m, wenn sie einseitig zum An-
bau oder zur gewerblichen Nutzung bestimmt sind; 

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach §127 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite von   5 m; 

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu ei-
ner Breite von               21 m; 

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrs-
anlagen im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis 
zu einer Breite von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen 
nach Nr. 4 bis zu einer Breite von   2 m; 

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestand-
teil der in Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, 
aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der 
Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, bis 
zu 20 v. H. der Summe der Grundstücksflächen der 
durch sie erschlossenen Grundstücke; 

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziff. 5 wird durch ei-
ne ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt. 

 
(2) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfas-

sen Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, 
Schrammborde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen even-
tuelle Parkflächen und Grünanlagen. 

 
(3) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfasst nicht eventuelle 

Grünanlagen. 
 
(4) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbrei-

ten; sie werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Er-
schließungsanlage durch die Länge der Anlagenachse ge-
teilt wird. 

 
(5) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den 

Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung 
notwendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahr-
bahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen in der Breite ihrer anschließenden freien Stre-
cken. 

 
(6) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne 

von Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für 
die größte Breite beitragsfähig. 

 

(7) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern 
sich die in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des 
Wendehammers um 50 v. H., mindestens aber um 8 m. 

 
§ 4 

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
(1) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die 

Kosten für 
1. den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen, 
2. die Freilegung, 
3. die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers ein-

schließlich des Unterbaues, der Befestigung der Ober-
fläche sowie notwendige Erhöhungen oder Vertiefun-
gen, 

4. die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine, 
5. die Radfahrwege mit Schutzstreifen, 
6. die Mopedwege, 
7. die Gehwege, 
8. die Beleuchtungseinrichtungen, 
9. die Entwässerung der Erschließungsanlagen, 
10. die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stütz-

mauern, 
11. den Anschluss an andere Erschließungsanlagen, 
12. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Er-

schließungsanlagen, 
13. die erstmalige Herstellung von Parkflächen, 
14. die Herrichtung der Grünanlagen, 
15. Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall 

und Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes Immissions-
schutzgesetzes. 

 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfasst auch 

1. den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung, 

 
2. diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurch-

fahrten klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, 
Landesstraßen und Kreisstraßen) insoweit entstehen, 
als sie gegenüber ihren anschließenden freien Stre-
cken breiter hergestellt werden. 

(3) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Er-
schließungsanlagen gehört im Falle einer erschlie-
ßungsbeitragspflichtigen Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 
BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB auch der Wert 
nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB. 

(4) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlich 
entstandenen Kosten ermittelt. 

 
§ 5 

Art der Ermittlung des beitragsfähigen 
Erschließungsaufwandes 

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne 
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit 
bilden, kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt wer-
den. 
 

§ 6 
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen 

Erschließungsaufwand 
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt 
die Gemeinde   10 v. H. 
 

§ 7 
Grundstück 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das 
Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 

 
(2) Ist ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes bür-

gerlich-rechtliches Grundstück nicht vorhanden, so gilt die 
von dem Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte 
Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem 
Fall verpflichtet, die Grundstücksgröße nachprüfbar, insbe-
sondere durch amtliche Dokumente, nachzuweisen. 
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§ 8 
Verteilung des beitragsfähigen 

Erschließungsaufwandes 
(1) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach 

Abzug des Anteiles der Gemeinde (§ 6) auf die durch die 
einzelne Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte 
einer Erschließungsanlage oder im Falle der zusammenge-
fassten Aufwandsermittlung durch die eine Erschließungs-
einheit bildenden Erschließungsanlagen erschlossenen 
Grundstücke unter Berücksichtigung der nachfolgenden Ab-
sätze nach dem Verhältnis verteilt, in dem die Grundstücks-
flächen zueinander stehen. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken,  

1. die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die ge-
samte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebau-
ungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausrei-
chen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist; 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
oder § 7 BauGB-MaßnahmenG liegen, und bei 
Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Sat-
zung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich; 

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB oder § 7 BauGB-MaßnahmenG be-
steht und die nicht unter Nr. 6 fallen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwi-
schen der Erschließungsanlage und einer Linie, die in 
einem gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; 
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanla-
ge angrenzen oder lediglich durch einen zum Grund-
stück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Flä-
che zwischen der der Erschließungsanlage zugewand-
ten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; 

5. die über die sich nach Nr. 1, Nr. 2 oder Nr. 4 ergeben-
den Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt 
sind, die Fläche zwischen der Erschließungsanlage 
bzw. im Fall von Nr. 4 der der Erschließungsanlage zu-
gewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die 
in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der über-
greifenden oder gewerblichen Nutzung entspricht; 

6. die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in ver-
gleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplät-
ze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder in-
nerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so 
genutzt werden, die Gesamtfläche des Grundstücks. 

 
(3) Bei den in Abs. 2 Nr. 6 genannten Grundstücken wird nur die 

Grundstücksfläche nach Abs. 2 berücksichtigt. 
 Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei 

gewerblich genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstü-
cken zu der nach Abs. 2 festgestellten Grundstücksfläche je 
Vollgeschoss 25 v. H. der Grundstücksfläche hinzugezählt. 

 
 Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landes-

rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist ein Ge-
schosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht 
feststellbar, werden bei gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in ande-
rer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 
2,30 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. 

 
(4) Die nach Abs. 2 und Abs. 3 ermittelte Grundstücksfläche 

wird vervielfacht 
1. mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der bauli-

chen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise 
(z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
Dauerkleingärten) nutzbar ist oder innerhalb des im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteils tatsächlich so genutzt 
wird, 

2. mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsäch-
lich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebau-
ungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 

4 a BauNVO); Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Misch-
gebiet (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes 
überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der 
gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Verwal-
tungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für 
freie Berufe) genutzt wird; 

3. mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsäch-
lich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebau-
ungsplan ausgewiesenen Gewerbegebietes (§ 8 
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Son-
dergebietes (§ 11 BauNVO) liegt. 

4. Die vorstehenden Regelungen zu Nr. 2 und Nr. 3 gelten 
nicht für die Abrechnung von selbständigen Grünanla-
gen. 

 
(5) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 3 S. 2 gilt bei 

Grundstücken, 
1. die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, 

die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse; 

2. für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollge-
schosse die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt 
ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. 
von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen an-
deren Baugebieten die durch 2,3 geteilte höchstzuläs-
sige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet, 

3. für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen Anlagen sondern 
nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze 
Zahlen aufgerundet, 

4. auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet wer-
den dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nut-
zungsebene, 

5. für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne 
Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollge-
schoss, 

6. für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne 
Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollge-
schossen, 

7. für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen 
bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der nähe-
ren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tat-
sächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert 
nach Nr. 1 bis 3; 

8. für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb 
des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen,  
a) bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
b) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der 

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse, 

c) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude 
bebaut sind, wird das Kirchengebäude als einge-
schossiges Gebäude behandelt; 

9. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1, Nr. 4 
bis Nr. 6 bzw. Nr. 8 oder die Höhe der baulichen Anla-
gen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 2 bzw. Nr. 3 ü-
berschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der 
Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vor-
handenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte 
nach Nr. 2 bzw. Nr. 3. 

 
§ 9 

Grundstück an mehreren Erschließungsanlagen 
(1) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschlie-

ßungsanlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlos-
sen werden, sind zu jeder Erschließungsanlage beitrags-
pflichtig. 

 
(2) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt 

oder sind sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die 
nach § 8 Abs. 3 ermittelte und bei der Verteilung nach § 8 
Abs. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche bei jeder der 
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beitragsfähigen Erschließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz 
gebracht. Ist die nach § 8 Abs. 2 festgestellte Grundstücks-
fläche größer als 900 qm, so beschränkt sich diese Rege-
lung auf die Teilfläche von 900 qm. 

 
(3) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschlie-

ßungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 
127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungs-
beiträge für weitere Anlagen nach geltendem Recht nicht er-
hoben werden konnten und auch künftig nicht erhoben wer-
den. 

 
(4) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 

BauGB) oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 
BauGB) mehrfach erschlossen, so wird die nach § 8 Abs. 3 
ermittelte und bei der Verteilung nach § 8 Abs. 1 zu berück-
sichtigende Grundstücksfläche bei der Abrechnung jedes 
Wohnweges bzw. jeder Grünanlage nur zu 2/3 in Ansatz ge-
bracht. 

 
§ 10 

Kostenspaltung 
Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Erschlie-
ßungsbeitrag erhoben werden für 

1. den Erwerb der Erschließungsflächen, 
2. die Freilegung der Erschließungsflächen, 
3. die Herstellung der Straßen und Wege ohne Rad- und 

Gehwege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuch-
tungseinrichtungen, 

4. die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen, 
5. die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder 

eines von ihnen, 
6. die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen, 
7. die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen, 
8. die Herstellung der Parkflächen, 
9. die Herstellung der Grünanlagen. 

 
§ 11 

Merkmale der endgültigen Herstellung 
von Erschließungsanlagen 

(1) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie 
Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 
BauGB) sind endgültig hergestellt, wenn 
1. sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße 

angeschlossen sind, 
2. die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist, 
3. die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen 

vorhanden sind. 
 

(2) Dabei sind hergestellt 
1. Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen 

(Kombination aus Fahrbahn und Gehweg ohne Ab-
grenzung untereinander), wenn sie einen tragfähigen 
Unterbau und eine Decke aus Pflaster, Asphalt, Teer, 
Beton oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher 
Bauweise aufweisen, 

2. die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befesti-
gung mit Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder 
einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise erhal-
ten haben, 

3. die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, 
die Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßen-
oberflächenwassers erforderlichen Einrichtungen be-
triebsfertig hergestellt sind, 

4. die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe 
der Anlagen und den örtlichen Verhältnissen angepass-
te Anzahl von Beleuchtungskörpern hergestellt ist. 

 
(3) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie 

eine Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die 
Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist und  
1. die Parkflächen die in Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 aufgeführ-

ten Herstellungsmerkmale aufweisen, 
2. die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind. 

 

(4) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile 
und Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage ab-
weichend von Abs. 1 – 3 festgelegt werden. 

 
§ 12 

Entstehung der Beitragspflicht 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung 

der Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB). 
(2) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitrags-

pflicht mit Abschluss der Maßnahme, deren Aufwand durch 
den Teilbetrag gedeckt werden soll, frühestens jedoch mit 
dem Ausspruch der Kostenspaltung. 

(3) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer 
Erschließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der 
endgültigen Herstellung der Abschnittsmaßnahme, frühes-
tens jedoch mit dem Abschnittsbildungsbeschluss. 

 
§ 13 

Immissionsschutzanlagen 
Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gemäß § 2 
Abs. 5 werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall 
geregelt. 
 

§ 14 
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag 

(1) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht 
oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Ge-
meinde Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis 
zur Höhe des voraussichtlichen endgültigen Erschließungs-
beitrages verlangen, wenn ein Bauvorhaben auf dem 
Grundstück genehmigt wird oder wenn mit der Herstellung 
der Erschließungsanlagen begonnen worden ist und die 
endgültige Herstellung der Erschließungsanlage innerhalb 
von vier Jahren zu erwarten ist. 

 
(2) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu 

verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitrags-
pflichtig ist. 

 
§ 15 

Ablösung des Erschließungsbeitrages 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, 
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. 
 
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige 
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschlie-
ßungsaufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschlie-
ßungsanlagen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 8 und 9 auf 
die durch die Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke 
zu verteilen. 
 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht 
endgültig abgegolten. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 
25.11.1992 außer Kraft. 
 
Biederitz, den 24.06.1999 
 
gez. Dr. Sanftenberg   (Siegel) 
Bürgermeister 
____________________________________________________ 
 

168 
 
Gemeinde Biederitz 

 
Erste Änderungssatzung 

zur Straßenausbaubeitragssatzung der  
Gemeinde Biederitz 

vom 28.03.2001 
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Aufgrund der §§ 4 und 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom (GVBl. LSA S. 568) in Verbin-
dung mit §§ 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) vom 11.06.1991 (GVBl. LSA S. 
105), in den zur Zeit geltenden Fassungen, hat der Gemeinderat 
der Gemeinde Biederitz in seiner Sitzung am 08.08.2001 folgen-
de Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
Die Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Biederitz vom 
28.03.2001 wird wie folgt geändert: 
 
§ 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
(1)  Übergroße Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nutzung 

vorwiegend Wohnzwecken dienen, sind bei der Heranzie-
hung auf eine Grundstücksfläche von 1.402 m² zu begren-
zen.  Der dadurch entstehende Beitragsausfall geht zu Las-
ten der Gemeinde. Als übergroß gelten Wohngrundstücke, 
deren Fläche größer als 1.402 m² ist. 

 
Artikel II 

Die nach Maßgabe von Artikel I geänderte Straßenausbaubei-
tragssatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig treten die entsprechenden Vorschriften der Straßen-
ausbaubeitragssatzung der Gemeinde Biederitz vom 28.03.2001, 
soweit sie nach Maßgabe von Artikel I geändert worden sind, 
außer Kraft. 
 
Biederitz, den 13.08.2001 
 
gez. Dr. Sanftenberg 
Bürgermeister                                                             Siegel 
____________________________________________________ 
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Gemeinde Biederitz 
 

Straßenausbaubeitragssatzung 
der Gemeinde Biederitz 

 
Aufgrund der §§ 4 und 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 5. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568) i.V.m. 
§§ 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG-LSA) vom 11. 
Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 15. August 2000 (GVBl. LSA Nr. 32/00, S. 526), hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Biederitz in seiner Sitzung am 
28.03.2001 folgende Satzung über die Erhebung eines einmali-
gen Straßenausbaubeitrages beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Zur Deckung ihres Aufwands für die erforderliche Herstel-
lung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneue-
rung ihrer Verkehrsanlagen (Straßen, Wege, Plätze sowie 
selbständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) erhebt 
die Gemeinde Biederitz von den Beitragspflichtigen im Sinne 
des § 6 Abs. 8 KAG-LSA, denen durch die Inanspruchnah-
me oder die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Leis-
tungen ein Vorteil entsteht, Beiträge. Dies gilt nicht, soweit 
Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff. Baugesetzbuch 
erhoben werden müssen. 

 
(2) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils 

für die einzelne Ausbaumaßnahme. Sie kann den Aufwand 
auch hiervon abweichend für bestimmte Teile einer Maß-
nahme (Aufwandsspaltung) oder einen selbständig nutzba-
ren Abschnitt der Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert 
ermitteln. 

 
§ 2 

Umfang des beitragsfähigen Aufwands 
Zum beitragsfähigen Aufwand gehören insbesondere die Kosten 
für 

1. den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und 
Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, Anschaf-

fung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 
Verkehrsanlagen benötigten Grundflächen; dazu gehört 
auch der Wert der von der Gemeinde hierfür aus ihrem 
Vermögen bereitgestellten Flächen zum Zeitpunkt der 
Bereitstellung; 

2. die Freilegung der Fläche 
3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesse-

rung und Erneuerung der Fahrbahnen mit Unterbau 
und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Ver-
tiefungen einschließlich der Anschlüsse an andere 
Straßen sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen 
wegen Veränderung des Straßenniveaus 

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesse-
rung und Erneuerung von Wegen, Plätzen und Fuß-
gängerzonen sowie selbständiger Grünanlagen und 
Parkeinrichtungen in entsprechender Anwendung von 
Ziff. 3 

5. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesse-
rung und Erneuerung von 
a) Randsteinen und Schrammborden, 
b) Rad- und Gehwegen, 
c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
d) Beleuchtungseinrichtungen, 
e) Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflä   
      chenentwässerung der Verkehrsanlagen, 
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
g) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und     
      Bushaltestellen) und Grünanlagen, soweit sie Be-        
      standteil der Verkehranlagen sind; 

6. die Beauftragung Dritter mit der Planung und Baulei-
tung. 

 
§ 3 

Ermittlung des beitragsfähigen Aufwands 
Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten 
ermittelt. 
 

§ 4 
Vorteilsbemessung 

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des öffentlichen Interes-
ses von dem beitragsfähigen Aufwand den Teil, der auf die 
Inanspruchnahme der Verkehrsanlagen durch die Allge-
meinheit oder die Gemeinde entfällt. Den übrigen Teil des 
Aufwands haben die Beitragspflichtigen zu tragen. 

 
(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand beträgt 
 

1.  bei Verkehrsanlagen, die überwiegend dem Anlieger-
verkehr dienen, sowie bei verkehrsberuhigten 
Wohnstraßen 75 % 

2.  bei Verkehrsanlagen mit starkem innerörtlichen Verkehr 
a)  für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten- , Rand- und 

Sicherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- 
und Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen 
und Radwege 40 % 

b)  für kombinierte Geh- und Radwege 50 % 
c)  für Randsteine, Schrammborde, für Gehwege so-

wie für Grünanlagen als Bestandteil der Verkehrs-
anlage 60 % 

d)  für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen 
und andere Einrichtungen der Oberflächenent-
wässerung 50 % 

e)  für Parkflächen (Standspuren) 70 % 
f) für niveaugleiche Mischflächen 50 % 

3.  bei Verkehrsanlagen, die überwiegend dem Durch-
gangsverkehr dienen 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten- , Rand- und Si-

cherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen und 
Radwege 30 % 

b)  für kombinierte Geh- und Radwege 40 % 
c)  für Randsteine, Schrammborde, für Gehwege so-

wie für Grünanlagen als Bestandteil der Verkehrs-
anlage 50 % 

d)  für Beleuchtungseinrichtungen sowie für Rinnen 
und andere Einrichtungen der Oberflächenent-
wässerung 40 % 
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e)  für Parkflächen (Standspuren) 60 % 
4.  bei Fußgängerzonen 70 % 
5.  bei selbständigen Grünanlagen 75 % 
6.  bei selbständigen Parkeinrichtungen 75 % 

 
(3) Zuschüsse Dritter können, soweit der Zuschussgeber nichts 

anders bestimmt hat, hälftig zur Deckung des Betrags, der 
auf die Inanspruchnahme der Verkehrsanlagen durch die 
Allgemeinheit oder die Gemeinde entfällt, verwendet wer-
den. 

 
§ 5 

Grundstück 
(1) Grundstück nach dieser Satzung ist grundsätzlich das 

Grundstück im Sinne des Grundbuchrechts. Ist ein vermes-
senes und im Bestandsverzeichnis des Grundbuchs unter 
einer eigenen Nummer eingetragenes Grundstück nicht vor-
handen, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammen-
hängend genutzte Fläche als Grundstück. Der Beitrags-
pflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die Grundstücksgrö-
ße nachprüfbar, insbesondere durch amtlich beglaubigte 
Dokumente, nachzuweisen.  

 
(2) Durch nachträgliche katastermäßige Vermessungen eintre-

tende Veränderungen der Bemessungsgrundlagen bleiben 
unberücksichtigt. 

 
§ 6 

Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwands 
(1)  Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke 

verteilt, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines be-
stimmten Abschnitts von ihr besteht (berücksichtigungsfähi-
ge Grundstücke). 

 
Die Verteilung des Aufwands auf diese Grundstücke erfolgt 
im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstü-
cke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücks-
fläche mit dem nach den §§ 7 und 8 maßgeblichen Nut-
zungsfaktor ergeben. 

 
(2)  Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt 

des Grundstücks im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flä-
chen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder 
gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nut-
zungsfaktors nach § 7. Für die übrigen Flächen - einschließ-
lich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer 
Bebauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder 
der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB - richtet 
sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 8. 

 
(3)  Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei 

berücksichtigungsfähigen Grundstücken, 
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines 

Bebauungsplanes und mit der Restfläche innerhalb ei-
nes im Zusammenhang bebauten Ortsteiles oder im 
Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, 
die Gesamtfläche des Grundstücks;  

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Au-
ßenbereich hinausreichen, die Fläche im Bereich des 
Bebauungsplanes;  

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
liegen und bei Grundstücken, die über die Grenzen ei-
ner solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Sat-
zungsbereich; 

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB besteht, 
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammen-

hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstückes, 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbe-
reich (§ 34 BauGB) und teilweise im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öf-
fentlichen Einrichtung und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; 
bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Ein-
richtung angrenzen oder lediglich durch einen zum 

Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden 
sind, die Fläche zwischen der der öffentlichen Ein-
richtung zugewandten Grundstücksseite und einer 
Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 
m zu ihr verläuft; 

5. die über die sich nach Nr. 2, Nr. 3 oder Nr. 4 lit. b) er-
gebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich ge-
nutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrich-
tung bzw. im Fall von Nr. 4 lit. b) der der öffentlichen 
Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer 
Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand ver-
läuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerbli-
chen Nutzung entspricht; 

 
(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die 

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleich-
barer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sport- und 
Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb 
des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles so genutzt 
werden, 

oder 
2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) lie-

gen oder wegen entsprechender Festsetzungen in ei-
nem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind 
(z.B. landwirtschaftliche Nutzung), ist die Gesamtfläche 
des Grundstückes bzw. die Fläche des Grundstücks 
zugrunde zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 
nicht erfasst wird. 

 
§ 7 

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp. 
(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähi-

gen Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, 
wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Dabei gel-
ten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind. Kirchengebäude wer-
den stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Besteht 
im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in 
ihm kein Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung, so wer-
den bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken 
je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise ge-
nutzten Grundstücken je angefangene 2,20 m Höhe des 
Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet. 
 

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und 
erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,25. 
 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in 
§ 6 Abs. 3 bestimmten Flächen - bei Grundstücken, 
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Be-

bauungsplanes liegen (§ 6 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2), 
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässi-

ge Zahl der Vollgeschosse, 
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Voll-

geschosse die Höhe der baulichen Anlagen fest-
gesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sonderge-
bieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 
und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 
geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhö-
he) auf ganze Zahlen aufgerundet, 

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Voll-
geschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen 
sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, 
die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumas-
senzahl auf ganze Zahlen aufgerundet, 

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet 
werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss 
je Nutzungsebene, 

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung 
ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung oh-
ne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei 
Vollgeschossen, 

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl 
der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, 
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der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 
BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - c); 

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) 
bzw. lit. d) - g) oder die Höhe der baulichen Anlagen 
bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) 
überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der 
Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vor-
handenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte 
nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder 
teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie 
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vor-

handenen Vollgeschosse, 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umge-

bung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 
 
(4) Der sich aus Abs. 2 i. V .m. Abs. 3 ergebende Nutzungsfak-

tor wird vervielfacht mit 
1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich 

bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan 
ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a 
BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischge-
bietes (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes 
überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der 
gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Verwal-
tungs-,. Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen 
für freie Berufe) genutzt wird; 

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich 
bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan 
ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewer-
begebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 
BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11 BauNVO) liegt. 

 
§ 8 

Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 
(1) Für die Flächen nach § 6 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren 

bei Grundstücken, die 
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem 

Bebauungsplan nicht baulich oder gewerblich, sondern 
nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhö-
fe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) 
oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles so genutzt werden 

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) lie-
gen oder wegen entsprechender Festsetzungen in ei-
nem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind 
(z. B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn 
a) sie ohne Bebauung sind, bei 

a)a) Waldbestand oder nutzbaren Wasserflächen 0,0167 
b)b) Nutzung als Grün-, Acker- oder Gartenland 0,0333 
c)c) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau pp.) 1,0 

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nut-
zungvergleichbaren Weise genutzt werden (z. B. 
Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dau-
erkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung) 0,5 

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche 
Hofstellen und landwirtschaftliche Nebengebäude 
(z. B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche 
der Baulichkeiten geteilt durch die Grund-
flächenzahl 0,2 ergibt,       1,0 
mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und je-
des weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, 

 für die Restfläche gilt lit. a), 
d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine 

Bebauung besteht, für eine Teilfläche, die sich 
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten 
geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,    1,0 

 mit Zuschläge von je 0,25 für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für 
die Restfläche gilt lit. b), 

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine 
Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundflä-
che der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflä-

chenzahl 0,2 ergibt,        1,5 
 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und 

jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollge-
schoss, für die Restfläche gilt lit. a) 

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer 
Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die 
von der Satzung erfassten Teilflächen  
a)a) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- 

oder Gewerbebetrieben dienen,     1,5,  
 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite 

und jedes weitere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss, 

b)b) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Be-
bauung                                                     1,0 
mit Zuschlägen von 0,25 für das zweite und 
jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollge-
schoss, für die Restfläche gilt lit. a). 

 
(2)  Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 

Abs. 1. 
 

§ 9 
Aufwandsspaltung 

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßen-
ausbaubeitrag selbständig erhoben werden für 

a) den Grunderwerb 
b) die Freilegung 
c) die Fahrbahn 
d) den Gehweg 
e) den Radweg 
f) den kombinierten Geh- und Radweg 
g) die Oberflächenentwässerung 
h) die Beleuchtung 
i) die Parkflächen 
j) die Grünanlagen. 

 
§ 10 

Entstehen der Beitragspflichten 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der bei-

tragsauslösenden Maßnahme, sofern vor der Entscheidung 
über die beitragsauslösende Maßnahme eine Satzung vor-
liegt. 

 
(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die endgülti-

ge Beitragspflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme, 
sofern vor der Entscheidung über die beitragsauslösende 
Maßnahme eine Satzung vorliegt. 
 

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten 
entsteht die endgültige Beitragspflicht mit der Beendigung 
des Abschnitts, sofern vor der Entscheidung über die bei-
tragsauslösende Maßnahme eine Satzung vorliegt. 

 
§ 11 

Vorausleistungen 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleis-
tungen erhoben werden, sobald mit der Durchführung der Maß-
nahme begonnen worden ist. 
 

§ 12 
Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes ist. Ist 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an-
stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflich-
tig. Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht 
nach Artikel 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-
chen Gesetzbuch belastet, so ist anstelle des Eigentümers 
der Inhaber dieses Rechts beitragspflichtig. Für Grundstücke 
und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des 
Volkes eingetragen sind, tritt an Stelle des Eigentümers der 
Verfügungsberechtigte im Sinne von § 8 Abs. 1 des Vermö-
genszuordnungsgesetzes in der Fassung vom 29. März 
1994 (BGBl. I S.709). 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner, bei 

Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
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und Teileigentümer nur entsprechend ihres Miteigentumsan-
teils beitragspflichtig. 

 
§ 13 

Beitragsbescheid, Fälligkeit 
(1) Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen ent 

fällt, wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt. 
(2) Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Voraus-     

leistungen werden einen Monat nach der Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. 

 
§ 14 

Ablösung 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht ent-

standen ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart 
werden. 

 
(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrags ist der voraussicht-

lich entstehende umlagefähige Aufwand zu ermitteln und 
nach Maßgabe dieser Satzung auf diejenigen Grundstücke 
zu verteilen, denen durch die Inanspruchnahme oder die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der betreffenden Ver-
kehrsanlage ein Vorteil entsteht. 

 
§ 15 

Billigkeitsregelungen 
(1) Übergroße Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nut-

zung vorwiegend Wohnzwecken dienen, sind bei der Heran-
ziehung auf eine Grundstücksfläche von 1.446 m² zu be-
grenzen. Der dadurch entstehende Beitragsausfall geht zu 
Lasten der Gemeinde. Als übergroß gelten Wohngrundstü-
cke, deren Fläche größer als 1.446 m² ist.  

 
(2) Bei Grundstücken, denen durch die Inanspruchnahme oder 

die Möglichkeit der Inanspruchnahme mehrerer Verkehrsan-
lagen der gleichen Art (vgl. § 1 Abs. 1) ein Vorteil entsteht, 
wird der Beitrag nur zu zwei Drittel erhoben. Das übrige Drit-
tel geht zu Lasten der Gemeinde. Dies gilt nicht für 
Grundstücke, die überwiegend gewerblich genutzt werden 
sowie für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriege-
bieten. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz 

oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei 
Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden. Die 
Entscheidung über Billigkeitsmaßnahmen steht unter dem 
Vorbehalt, nach Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit im Einzelfall zu sozialverträglichen Belastungen zu 
gelangen. 

 
(4) Die Gemeinde lässt zur Vermeidung sozialer Härten im 

Einzelfall zu, dass der Beitrag in Form einer Rente gezahlt 
wird. In diesem Fall ist der Beitrag durch Bescheid in eine 
Schuld umzuwandeln, die in höchstens 20 Jahresleistungen 
zu entrichten ist. In dem Bescheid sind Höhe und Zeitpunkt 
der Fälligkeit der Jahresleistung zu bestimmen. Der jeweilige 
Restbetrag ist jährlich mit 2 v.H. über dem jeweiligen Dis-
kontsatz der Deutschen Bundesbank zu verzinsen. 

 
§ 16 

Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig wird die Satzung über die Erhebung wiederkehrender 
Beiträge für die öffentlichen Verkehrsanlagen der Gemeinde 
Biederitz vom 01.03.1999 einschließlich deren vier Änderungs-
satzungen rückwirkend zum 26.06.1999 aufgehoben. 
 
Biederitz, den 23.04.2001 
 
gez. Sanftenberg 
Der Bürgermeister Dienstsiegel 
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Gemeinde Biederitz 
 

S A T Z U N G 
über die Abwasserbeseitigung und den Anschluss 

an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 
der Gemeinde Biederitz 

Abwasserbeseitigungssatzung 
 
Aufgrund der §§ 6 und 8 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) zuletzt 
geändert durch das Kommunalrechtsänderungsgesetz vom 
31.07.1997 (GVBl. LSA S. 721) in Verbindung mit §§ 150 und 151 
des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) 
vom 31.08.1993 (GVBl. S. 477) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29.05.1997 (GVBl. LSA S. 540) hat der Rat der Gemeinde 
Biederitz in seiner Sitzung vom 19.12.2002 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

I. 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Allgemeines 
(1) Die Gemeinde Biederitz betreibt nach Maßgabe dieser 

Satzung zur Beseitigung des in ihrem Entsorgungsgebiet an-
fallenden Abwassers (Schmutzwasser, Niederschlagswas-
ser) eine rechtlich jeweils selbständige Anlage 
1. zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung, 
2. zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung, 
3. zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 

als öffentliche Einrichtung. 
 
(2) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisati-

ons- und Abwasserbehandlungsanlagen im Trennverfahren 
(zentrale Abwasseranlagen) oder  mittels Einrichtungen und 
Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von Abwasser 
einschließlich Fäkalschlamm (dezentrale Abwasseranlagen). 
 

(3) Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder 
teilweise durch Dritte vornehmen lassen. 
 

(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen 
sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung und Sa-
nierung bestimmt die Gemeinde im Rahmen der ihr oblie-
genden Abwasserbeseitigungspflicht. 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
(1) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst 

das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 
Verregnen und Verrieseln von Abwasser nebst Entsorgung 
des Klärschlamms sowie die Beseitigung des in Kleinkläran-
lagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gru-
ben gesammelten Abwassers. 

 
(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das 

Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 
 
(3) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen 

zur Abwasserbeseitigung, soweit sie nicht Bestandteil einer 
öffentlichen Abwasseranlage sind. 

 
(4) Die zentralen öffentlichen Abwasseranlagen enden jeweils 

hinter dem Revisionsschacht auf dem zu entwässernden 
Grundstück. 

 
(5) Zu den zentralen öffentlichen Abwasseranlagen gehören das 

gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließlich aller 
technischen Einrichtungen wie 
1. Leitungsnetz mit getrennten Leitungen für Schmutz-

wasser und Niederschlagswasser (Trennverfahren), die 
Grundstücksanschlüsse, Reinigungs- und Revisions-
schächte, Pumpstationen und Rückhaltebecken; 

2. alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers wie 
z. B. die Klärwerke und ähnliche Anlagen, die im Eigen-
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tum der Gemeinde stehen, und ferner die von Dritten 
hergestellten und unterhaltenen Anlagen, deren sich 
die Gemeinde bedient; 

3. offene und verrohrte Gräben und Wasserläufe, wenn 
ihnen wasserrechtlich die Gewässereigenschaften ent-
zogen ist und sie zur Aufnahme der Abwässer dienen. 

 
(6) Zur dezentralen öffentlichen Abwasseranlage gehören alle 

Vorkehrungen und Einrichtungen für Abfuhr und Behandlung 
von Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben und aus 
Kleinkläranlagen einschließlich Fäkalschlamm außerhalb 
des zu entwässernden Grundstücks. 

 
(7) Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den Grund-

stückseigentümer beziehen, gelten die Regelungen entspre-
chend auch für Erbbauberechtigte und solche Personen, die 
die tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein 
Grundstück ausüben. 

 
§ 3 

Anschlusszwang 
(1) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sein Grund-

stück nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen an eine 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald auf sei-
nem Grundstück Abwasser auf Dauer anfällt. 

 
(2) Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen, sobald das 

Grundstück mit Gebäuden für den dauernden oder vorüber-
gehenden Aufenthalt von Menschen oder für gewerbliche 
oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der Bebauung 
des Grundstücks begonnen wurde oder das Grundstück 
derart befestigt worden ist, dass Niederschlagswasser als 
Abwasser anfällt. 

 
(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss 

an die zentrale Abwasseranlage, soweit die öffentlichen Ka-
nalisationsanlagen für das Grundstück betriebsbereit vor-
handen sind, sonst auf den Anschluss des Grundstücks an 
die dezentrale Abwasseranlage. 

 
(4) Besteht ein Anschluss an die dezentrale Abwasseranlage, 

kann die Gemeinde den Anschluss an die zentrale Abwas-
seranlage verlangen, sobald die Voraussetzungen des Abs. 
3 nachträglich eintreten. Der Grundstückseigentümer erhält 
eine entsprechende Mitteilung mit der Aufforderung zum An-
schluss seines Grundstücks an die zentrale Abwasseranla-
ge. Der Anschluss ist innerhalb von drei Monaten nach Zu-
gang der Aufforderung vorzunehmen. 

 
(5) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwäs-

serungskanäle eingebaut werden sollen, Neubauten errich-
tet, so sind auf Verlangen der Gemeinde alle Einrichtungen 
für den künftigen Anschluss an die zentrale Abwasseranlage 
vorzubereiten. 

 
§ 4 

Benutzungszwang 
Wenn und soweit ein Grundstück an eine öffentliche Abwasseran-
lage angeschlossen ist, ist der Grundstückseigentümer verpflich-
tet, alles anfallende Abwasser – sofern nicht eine Einleitungsbe-
schränkung nach § 8 gilt – der öffentlichen Abwasseranlage 
zuzuführen. 
 

§ 5 
Ausnahme und Befreiung vom 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Ist ein gesammeltes Fortleiten von Niederschlagswasser zur 

Verhütung von Beeinträchtigungen des Wohls der Allge-
meinheit nicht erforderlich, so kann die Gemeinde räumlich 
abgegrenzte Teile des Entsorgungsgebietes oder einzelne 
Grundstücke vom Anschluss- und Benutzungszwang aus-
nehmen. Eine solche Ausnahmeentscheidung ist den betrof-
fenen Grundstückseigentümern mitzuteilen. Mit der Be-
kanntgabe der Entscheidung sind die betroffenen Grund-
stückseigentümer an Stelle der Gemeinde zur Beseitigung 
des Niederschlagswassers verpflichtet (§ 151 Abs. 3 WG 
LSA). 

 
(2) Bei der zentralen Abwasseranlage (Schmutzwasser) kann 

die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang auf 
Antrag gewährt werden, wenn der Anschluss des Grund-
stücks für den Grundstückseigentümer unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist. 
Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Aufforderung 
zum Anschluss bei der Gemeinde zu stellen. 
 
Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht für das Grund-
stück hinsichtlich der Schmutzwasserentsorgung die Ver-
pflichtung zum Anschluss und zur Benutzung der dezentra-
len Abwasseranlage.  

 
(3) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann 

unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder auf eine bestimmte 
Zeit ausgesprochen werden. 

 
§ 6 

Entwässerungsgenehmigung 
(1) Die Gemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Sat-

zung eine Genehmigung zum Anschluss an die jeweilige öf-
fentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Entwässe-
rungsgenehmigung). Änderungen der Grundstücksentwäs-
serungsanlage, der der Entwässerungsgenehmigung 
zugrunde liegenden Abwasserverhältnisse oder des An-
schlusses an die Abwasseranlagen bedürfen ebenfalls einer 
Entwässerungsgenehmigung. 
 

(2) Entwässerungsgenehmigungen sind vom Grundstückseigen-
tümer schriftlich zu beantragen (Entwässerungsantrag). 
 

(3) Die Gemeinde entscheidet, ob und in welcher Weise das 
Grundstück anzuschließen ist. Sie kann Untersucherungen 
der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige 
verlangen, sofern das zur Entscheidung über den Entwässe-
rungsantrag erforderlich erscheint. Die Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen. 
 

(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt 
und lässt diese unberührt. Sie gilt auch für und gegen die 
Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers. Sie ersetzt 
nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder 
Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage nach anderen 
Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

 
(5) Die Gemeinde kann – abweichend von den Einleitungsbe-

dingungen des § 8 – die Genehmigung unter Bedingungen 
und Auflagen sowie unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder 
der nachträglichen Einschränkung oder Änderung erteilen. 
 

(6) Die Gemeinde kann dem Grundstückseigentümer die 
Selbstüberwachung seiner Grundstücksentwässerungsanla-
ge sowie die Verpflichtung zur Vorlage der Untersuchungs-
ergebnisse auferlegen. Sie kann ferner anordnen, dass der 
Grundstückseigentümer eine regelmäßige Überwachung 
durch die Gemeinde zu dulden und die dadurch bedingten 
Kosten zu erstatten hat. 

(7) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit 
der Herstellung oder der Änderung der Grundstücksentwäs-
serungsanlage nur begonnen werden, wenn und soweit die 
Gemeinde ihr Einverständnis erteilt hat. 

 
(8) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei Jahren 

nach ihrer Erteilung mit der Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen oder 
wenn die Ausführung zwei Jahre unterbrochen worden ist. 
Die Frist kann auf Antrag um jeweils höchstens zwei Jahre 
verlängert werden. 

 
§ 7 

Entwässerungsantrag 
(1) Der Entwässerungsantrag ist bei der Gemeinde mit dem 

Antrag auf Baugenehmigung einzureichen, wenn die Ent-
wässerungsgenehmigung wegen eines genehmigungspflich-
tigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den Fällen des § 3 
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Abs. 4 ist der Entwässerungsantrag spätestens drei Monate 
nach der Aufforderung zum Anschluss vorzulegen. Bei allen 
anderen Vorhaben ist der Antrag einen Monat vor deren ge-
planten Beginn einzureichen. 

 
(2) Der Antrag für den Anschluss an eine zentrale Abwasseran-

lage hat zu enthalten: 
1. Erläuterungsbericht mit 

- einer Beschreibung des Vorhabens und seiner 
Nutzung 

- Angabe über die Größe und Befestigungsart der 
Hofflächen, 

2. Beschreibung des gewerblichen Betriebes, dessen Ab-
wasser eingeleitet werden soll, nach Art und Umfang 
der Produktion und der Anzahl der Beschäftigten sowie 
des voraussichtlich anfallenden Abwassers nach Men-
ge und Beschaffenheit, 

3. bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehand-
lungsanlagen Angaben über 
- Menge und Beschaffenheit des Abwassers 
- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanla-

ge 
- Behandlung und Verbleib von anfallenden Rück-

ständen (z. B. Schlämme, Feststoffe, Leichtstoffe) 
- Anfallstelle des Abwassers im Betrieb, 

4. einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des 
anzuschließenden Grundstückes im Maßstab nicht 
kleiner als 1:500 mit folgenden Angaben: 
- Straße und Hausnummer 
- Gebäude und befestigte Flächen 
- Grundstücks- und Eigentumsgrenzen 
- Lage der Haupt- und Anschlusskanäle 
- Gewässer, soweit vorhanden oder geplant 
- in der Nähe der Abwasserleitungen vorhandenen 

Baumbestand, 
5. Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fall- und Ent-

lüftungsrohre des Gebäudes mit den Entwässerungs-
projekten und Längsschnitt durch die Grundleitung und 
die Revisionsschächte mit Angaben der Höhenmaße 
des Grundstückes und der Sohlenhöhe im Verhältnis 
zur Straße, bezogen auf NN, 

6. Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maßstab 
1:100, soweit dies zur Darstellung der Grundstücks-
entwässerungsanlagen erforderlich ist. Die Grundrisse 
müssen insbesondere die Bestimmung der einzelnen 
Räume und sämtliche in Frage kommenden Einläufe 
sowie die Ableitung unter Angabe der lichten Weite und 
des Materials erkennen lassen, ferner die Entlüftung 
der Leitungen und die Lage etwaiger Absperrschieber, 
Rückstauverschlüsse oder Hebeanlagen. 

 
(3) Der Antrag für den Anschluss an die dezentrale Abwasser-

anlage hat zu enthalten: 
1. Angaben über Art und Bemessung der Grundstücks-

entwässerungsanlage, 
2. Nachweis der wasserbehördlichen Einleitungserlaubnis 

für die Grundstücksentwässerungsanlage, 
3. Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzu-

schließenden Grundstücks im Maßstab nicht kleiner als 
1:500 mit folgenden Angaben: 

 
- Straße und Hausnummer 
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf 

dem Grundstück 
- Lage der Kleinkläranlage bzw. Sammelgrube 
- Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des 

Gebäudes mit Schächten 
- Anfahr- und Entleerungsmöglichkeiten für das 

Entsorgungsfahrzeug. 
 
(4) Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Nieder-

schlagswasserleitungen mit gestrichelten Linien und Misch-
wasserleitungen strichpunktiert darzustellen. Später auszu-
führende Leitungen sind zu punktieren. Dabei sind vorhan-
dene Anlagen schwarz, neue Anlagen rot und abzubrechen-
de Anlagen gelb kenntlich zu machen. 

 

Die für Prüfungsvermerke bestimmte grüne Farbe darf nicht 
verwendet werden. 
 

§ 8 
Einleitungsbedingungen 

(1) Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen gelten 
die in Abs. 2 – 14 geregelten Einleitungsbedingungen. Wenn 
eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverordnung geneh-
migt wird, treten die in dieser Genehmigung bestimmten 
Werte an die Stelle der in den nachfolgenden Absätzen fest-
gelegten Einleitungsbedingungen. Eine aufgrund der Indi-
rekteinleiterverordnung erteilte Einleitungsgenehmigung er-
setzt für ihren Geltungsumfang die Entwässerungsgenehmi-
gung nach dieser Satzung nicht. 

 
(2) Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwässe-

rungsanlage eingeleitet werden. 
 
(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten 

darf Niederschlagswasser, Grund- oder Dränwasser sowie 
unbelastetes Kühlwasser nur in den Niederschlagswasser-
kanal, Schmutzwasser nur in den Schmutzwasserkanal ein-
geleitet werden. 

 
(4) In die öffentlichen Abwasseranlagen dürfen solche Stoffe 

nicht eingeleitet werden, die 
- die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen füh-

ren, 
- giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Ga-

se bilden, 
- Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße angreifen so-

wie 
- die Abwasserreinigung oder die Schlammbeseitigung 

erschweren. 
 
Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe:  

- Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Tre-
ber, Hefe, Borsten, Lederreste; 

- Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u. ä. (die-
se Stoffe dürfen auch in zerkleinertem Zustand nicht 
eingeleitet werden); 

- Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, 
Gips, Mörtel, flüssige und später erhärtende Abfälle 
sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 

- Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut und Molke; 
- Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthal-

ten oder die die Ölabscheidung verhindern; 
- Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle 

und Fette einschließlich des durch diese Stoffe verun-
reinigten Waschwassers; 

- Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5-10), 
chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefelwas-
serstoff; Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure so-
wie deren Salze; Carbide, die Acetylen bilden; ausge-
sprochen toxische Stoffe. 

 
Falls Stoffe dieser Art in stark verdünnter Form anfallen und dabei 
die in Abs. 7 genannten Einleitungswerte nicht überschritten 
werden, gilt das Einleitungsverbot nicht; das Verdünnungs- und 
Vermischungsverbot nach Abs. 11 bleibt von dieser Regelung 
unberührt. 
 
(5) Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet 

werden, wenn es der 2. Strahlenschutzverordnung vom 
13.10.1976 i.d.F. vom 18.05.1989 – insbesondere § 46 Abs. 
3 – entspricht. 

 
(6) Gentechnisch neukombinierte Nukleinsäuren sind vor der 

Einleitung in die zentrale Abwasseranlage vollständig zu in-
aktivieren. Für diese Vorbehandlung ist ein Gutachten nach 
§ 6 Abs. 3 vorzulegen. 

 
(7) Abwässer – insbesondere aus Industrie- und Gewerbebe-

trieben oder vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Kranken-
häuser) – dürfen, abgesehen von den übrigen Begrenzun-
gen des Benutzungsrechts, nur eingeleitet werden, wenn sie 
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in der Stichprobe folgende Einleitungswerte nicht überschrei-
ten: 
1. Allgemeine Parameter 

a) Temperatur:   35° C 
     (DIN 38404-C 4, Dez. 1976) 
b) ph-Wert:   wenigstens 6,5 
    (DIN 38404-C 5, Jan. 1984) höchstens 10,0 
c) Absetzbare Stoffe:  nicht begrenzt 
    (DIN 38409-H 9-2, Jul. 1980) 

 
Soweit eine Schlammabscheidung  
Wegen der ordnungsgemäßen Funk- 
tionsweise der öffentlichen Abwas- 
seranlage erforderlich ist, kann eine  
Begrenzung im Bereich von 1- 10 ml/l 
nach 0,5 Stunden Absetzzeit, in beson- 
deren Fällen auch darunter, erfolgen. 

 
2. Schwerflüchtige lipophile Stoffe 

(u. a. verseifbare Öle, Fette) 
a) direkt abscheidbar   100 mg/l 
    (DIN 38409-H19, Febr. 1986) 
b) soweit Menge und Art des Abwassers 
    bei Bemessung nach DIN 4040 zu Ab- 
    scheideranlagen über Nenngröße 10 
    (> NG 10) führen: 
    gesamt (DIN 38409-H 17, Mai 1981) 250 mg/l 

 
3. Kohlenwasserstoffe 

a) direkt abscheidbar (DIN 38409- 
H 19, Febr. 1986)  50 mg/l 

DIN 1999 Teil  
1- 6 beachten. 
Bei den in der 
Praxis häufig 
festzustelle den 
Zulaufkonentra-
tionen und rich-
tiger Dimensio-
nierung ist der 
Wert von 50 
mg/l  bei-
ordnungsge-
mäßem Betrieb 
erreichbar. 

b) gesamt (DIN 38409-H   100 mg/l 
    18, Febr. 1986)    
c) soweit im Einzelfall eine weiter- 

gehende Entfernung der Kohlen- 
wasserstoffe erforderlich ist: 
gesamt (DIN 38409-H 18, 
Febr. 1986   20 mg/l 
 

4. Halogenierte organische Verbindungen 
a) adsorbierbare organische Halogenver- 

bindungen (AOX)  1 mg/l 
(DIN 38409-H 14-8.22, März 1985 

b) Leichtflüchtige halogenierte Kohlen- 
wasserstoffe (LHKW) als Summe  
aus Trichlorethen, Tetrachlorethen, 
1,-1,1- Trichlorethan, Dichlormethan 
gerechnet als Chlor (Cl)  0,5 mg/l 

 
5. Organische halogenfreie Lösemittel mit 

Wasser ganz oder teilweise  
mischbar undbiologisch abbaubar  
(DIN 38407-F 9, Mai 1991): Entspre- 
chend spezieller Festlegung, jedoch  
Richtwert nicht größer als er der Lös- 
lichkeit entspricht oder als   5 g/l 

 
6. Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst) 

a) Antimon (Sb)  0,5 mg/l 
    (DIN 38406-E 22, März 1988) 
b) Arsen (As)  0,5 mg/l 
    (DIN 38405-D 18, Sept. 1985/Auf- 
    schluss nach 10.1) 

c) Barium (Ba)     5 mg/l 
    (Bestimmung von 33 Elementen 
    mit ICP-OES) 
d) Blei  (Pb)     1 mg/l 

            (DIN 38406-E 6-3, Mai 1981  
             oder DIN 38406-E 22, März 1988) 

e) Cadmium (Cd)  0,5 mg/l 
            (DIN 38406-E 19-3, Jul. 1980 
             oder 38406-E 22, März 1988) 

f) Chrom (Cr)     1 mg/l 
             (DIN 38406-E 22, März 1988  
             oder DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985) 

g) Chrom (sechswertig) (Cr-VI) 0,2 mg/l 
   (DIN 38405-D 24, Mai 1987) 
h) Cobalt  (Co)    2 mg/l 
    (DIN 38406-E 22, März 1988 
    oder entspr. DIN 38406-E 10-2, 
    Jun. 1985) 
i)  Kupfer  (Cu)    1 mg/l 
    (DIN 38406-E 22, März 1988  

            oder DIN 38406-E 17-2, Sept. 
            1991) 

j)  Nickel  (Ni)    1 mg/l 
            (DIN 38406-E 22, März 1988  
            oder DIN 38406-E 11-2, Sept. 
            1991) 

k) Quecksilber  (Hg) 0,1 mg/l 
            (DIN 38406-E 12-3, Jul. 1980) 

l) Selen  (Se)    2 mg/l 
m) Silber  (Ag)    1 mg/l 

          (DIN 38406-E 22, März 1988 
          oder entspr. DIN 38406-E 10-2, 

                         Jun. 1985) 
n) Zink   (Zn)    5 mg/l 

                         (DIN 38406-E 22, März 1988) 
o) Zinn   (Sn)    5 mg/l 

                        DIN 38 406-E 22, März 1988  
         oder entspr. DIN 38406-E 10-2, 

                        Jun. 1985) 
p) Aluminium und Eisen  (Al) und (Fe) keine Begren-

zung soweit keine Schwie-
rigkeiten bei der Abwasser-
ableitung und -reinigung 
auftreten (s. Nr. 1 c) 

 
7. Anorganische Stoffe (gelöst) 

a) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak (NH4 
N+NH3 N) 

             (DIN 38406-E 5-2, Okt. 1983 
              oder DIN 38406-E 5-1, Okt. 1983) 
    100 mg/l < 5000 EW 
    200 mg/l > 5000 EW 

b) Stickstoff aus Nitrit, falls 
    größere Frachten anfallen  (NO2  - N)   10 mg/l 
    (DIN 38405-D 10, Febr. 1981 
    oder DIN 38405-D 19, Febr. 1988 
    oder DIN 38405-D 20, Sept. 1991 
c) Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l 
    (DIN 38405-D 13-1, Febr. 1981) 
d) Cyanid, leicht freisetzbar(CN)  1 mg/l 

             (DIN 38405-D 13-2, Febr. 1981) 
e) Fluorid  (F) 50 mg/l 

              (DIN 38405-D 4-1, Jul. 1985 
             oder DIN 38405-D 19, Sept. 1991) 

f) Phosphorverbindungen (P) 50 mg/l 
           (DIN 38405-D 11-4, Okt. 1983) 
 

g) Sulfat   (SO4) 600 mg/l 
          (DIN 38405-D 19, Febr. 1988 
          oder DIN 38405-D 20, Sept. 1991 
            oder DIN 38405-D 5, Jan. 1985) 

h) Sulfid   (S) 2 mg/l 
(DIN 38405-D 26, Apr. 1989) 

 
8. Weitere organische Stoffe 

a) wasserdampfflüchtige, halogen- 
    freie Phenole (als C6H5OH) 100 mg/l 
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    (DIN 38409-H 16-2, Jun. 1984  
    oder DIN 38409-H 16-3, Jun. 1984) 
b) Farbstoffe    Nur in einer so niedrigen 
(DIN 38404-C 1-1, Dez. 1976   Konzentration, dass der 
oder DIN 38494-C 1-2, Dez.    Vorfluter nach Einleitung 
1976)     des Ablaufs einer  
     mechanisch-iologischen 
                    Kläranlage visuell nicht
                    mehr gefärbt erscheint. 

 
9. Spontane Sauerstoffzehrung 
        (DIN 38408-G 24, Aug. 1987) 100 mg/l 

 
10. Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die 

Einleitungswerte im Bedarfsfall festgesetzt. 
 
(8) Die vorstehend genannten Grenzwerte beziehen sich auf 

das Abwasser unmittelbar im Ablauf der Abwasseranfallstel-
le. Sofern dort eine Messung aus technischen Gründen nicht 
erfolgen kann, muss die Probenahmemöglichkeit vom 
Grundstückseigentümer so geschaffen werden, dass eine 
Abwasserprobe vor einem Vermischen dieses Abwassers 
mit Abwässern aus anderen Bereichen ohne einen das übli-
che Maß übersteigenden Aufwand von der Gemeinde 
durchgeführt werden kann. 

 
(9)  Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder 

industriell genutzten Grundstücken oder von anderem nicht 
häuslichen Schmutzwasser in öffentliche Abwasseranlagen 
ist eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie umfasst 
mindestens fünf Stichproben,  

 
die – in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Ab-
stand von nicht weniger als zwei Minuten entnommen – ge-
mischt werden. Bei den Parametern Temperatur und ph-
Wert gilt davon abweichend die einfache Stichprobe. 
 
Bei der Einleitung sind die vorstehend in Abs. 7 genannten 
Grenzwerte einzuhalten. Der Grenzwert gilt auch dann als 
eingehalten, wenn die Ergebnisse der jeweils letzten fünf im 
Rahmen der gemeindlichen Überwachung durchgeführten 
Überprüfungen in vier Fällen diesen Wert nicht überschreiten 
und kein Ergebnis den Wert um mehr als 100 % übersteigt. 
 
Überprüfungen, die länger als drei Jahre zurückliegen, blei-
ben unberücksichtigt. 
 
Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Be-
schaffenheit der Abwässer notwendigen Untersuchungen 
sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, 
Abwasser und Schlammuntersuchung in der Fassung der 
26. Lieferung 1992 auszuführen, wobei die in § 8 Abs. 7 zu 
den einzelnen Grenzwerten angegebenen DIN-Normen an-
zuwenden sind. 

 
(10) Höhere Einleitungswerte können im Einzelfall – nur unter 

Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs – zugelassen werden, 
wenn nach den Besonderheiten des Falles die schädlichen 
Stoffe und Eigenschaften der Abwässer innerhalb dieser 
Grenzen für die öffentlichen Abwasseranlagen, die bei ihnen 
beschäftigten Personen und die Abwasserbehandlung ver-
tretbar sind. 

 
 Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und Frach-

tenbegrenzungen können im Einzelfall festgesetzt und die 
Einhaltung der geringeren Einleitungswerte kann angeordnet 
werden, soweit dies nach den Umständen des Falles gebo-
ten erscheint, um eine Gefährdung der öffentlichen  

 
Abwasseranlagen oder der bei den Anlagen beschäftigen 
Personen, die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anla-
gen oder eine Erschwerung der Abwasserbehandlung sowie 
der landwirtschaftlichen Klärschlammverwertung zu verhü-
ten. Das Einleiten oder Einbringen von Stoffen, die die ge-
ringeren Einleitungswerte überschreiten, fällt im Geltungsbe-
reich der Anordnung unter das Einleitungsverbot nach Abs. 
7. 

(11) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kom-
menden Regeln der Technik Abwasser zu verdünnen oder 
zu vermischen, um Einleitungswerte zu umgehen oder die 
Einleitungswerte zu erreichen. Dies gilt nicht in bezug auf 
den Parameter Temperatur. 
 

(12) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser 
nicht den Anforderungen gemäß den vorstehenden Rege-
lungen entspricht, so sind geeignete Vorbehandlungsanla-
gen zu erstellen und geeignete Rückhaltungsmaßnahmen zu 
ergreifen. 
 
Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet Vorbehand-
lungsanlagen so zu planen, zu betreiben, zu überwachen 
und zu unterhalten, dass die Schädlichkeit und Menge des 
Abwassers unter Beachtung und Anwendung der allgemein 
anerkannten Regeln der Abwassertechnik so gering wie 
möglich gehalten wird. 
 
Die Gemeinde kann verlangen, dass eine Person bestimmt 
und der Gemeinde schriftlich benannt wird, die für die Be-
dienung der Vorbehandlungsanlagen verantwortlich ist. 
 
Der Betreiber solcher Anlagen hat durch Eigenkontrolle zu 
gewährleisten, dass die Einleitungswerte gemäß den vorste-
henden Einleitungsbedingungen für Abwasser eingehalten 
werden. Über die Eigenkontrolle ist ein Betriebstagebuch zu 
führen.  

 
Die Eigenkontrollen sind entsprechend der in Abs. 8 und 9 
für die behördliche Überwachung genannten Festlegungen 
hinsichtlich Art, Häufigkeit, Bewertung und Durchführung 
vorzunehmen. Eine behördlich durchgeführte Kontrolle er-
setzt die Eigenkontrolle nicht. 
 
Sobald ein Überschreiten der Einleitungswerte oder ein 
sonstiger Verstoß gegen die Einleitungsbedingungen festge-
stellt wird, hat der Grundstückseigentümer oder der Betrei-
ber der Anlage die Gemeinde unverzüglich zu unterrichten. 

 
(13) Die Gemeinde kann eine Rückhaltung des Niederschlags-

wassers auf dem Grundstück fordern, wenn die zulässigen 
Abflussmengen überschritten werden. 
 

(14) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer im 
Sinne der Abs. 4 bis 7 unzulässigerweise in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingeleitet, ist die Gemeinde berechtigt, 
auf Kosten des Grundstückseigentümers die dadurch ent-
stehenden Schäden in der Abwasseranlage zu beseitigen, 
Untersuchungen und Messungen des Abwassers vorzu-
nehmen und selbsttätige Messgeräte mit den dafür erforder-
lichen Kontrollschächten einbauen zu lassen. 

  
II. 

Besondere Bestimmungen für zentrale Abwasseranlagen 
 

§ 9 
Grundstücksanschluss 

(1) Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren An-
schluss an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage haben. 
Die Lage und lichte Weite des Anschlusskanals und die An-
ordnung der Revisionsschächte auf dem zu entwässernden 
Grundstück bestimmt die Gemeinde. 
 

(2) Die Gemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehre-
rer Grundstücke an einen gemeinsamen Anschlusskanal zu-
lassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten 
Grundstückseigentümer die Verlegung, Unterhaltung und 
Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem 
jeweils fremden Grundstück durch Eintragung einer Baulast 
und einer Dienstbarkeit gesichert haben. 

 
(3) Die Gemeinde lässt die Grundstücksanschlüsse für die 

Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung (Anschluss-
kanal vom Hauptsammler bis einschließlich Revisions-
schacht auf dem zu entwässernden Grundstück) herstellen. 
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(4) Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlus-
ses unvorhersehbare Schwierigkeiten, die auch ein Abwei-
chen von dem genehmigten Plan erfordern können, so hat 
der Grundstückseigentümer den dadurch für die Anpassung 
seiner Grundstücksentwässerungsanlage entstehenden Auf-
wand zu tragen.  

 
Der Grundstückseigentümer kann keine Ansprüche geltend 
machen für Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die 
durch solche Änderungen des Grundstücksanschlusses 
beim Bau und beim Betrieb der Grundstücksentwässerungs-
anlage entstehen. 

 
(5) Die Gemeinde hat den Grundstücksanschluss zu unterhalten 

und bei Verstopfung zu reinigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer, wenn die Reinigung und die Unter-
haltung durch sein Verschulden erforderlich geworden ist. 

 
(6) Der Grundstückseigentümer darf den Grundstücksanschluss 

nicht verändern oder verändern lassen. 
 

§ 10 
Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Entwässerungsanlage auf dem anzuschließenden 
Grundstück ist vom Grundstückseigentümer nach den je-
weils geltenden Regeln der Technik, insbesondere gem. DIN 
1986 und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eige-
ne Kosten zu errichten und zu betreiben. 

 
(2) Die Herstellung und Verfüllung von Rohrgräben hat nach 

DIN 18300 zu erfolgen. Die Herstellung von Rohrgräben, 
das Verlegen des Hausanschlusses bis zum Revisions-
schacht sowie das Verfüllen der Rohrgräben darf nur durch 
einen Unternehmer erfolgen, der gegenüber der Gemeinde 
die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat. 

 
(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer 

Abnahme durch die Gemeinde in Betrieb genommen wer-
den. Bis zur Abnahme einschließlich der Dichtigkeitsprüfung 
gem. DIN 4033 dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. Ü-
ber das Prüfungsergebnis wird ein Abnahmeschein ausge-
fertigt, soweit das Prüfungsergebnis die Inbetriebnahme der 
Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mängel festge-
stellt, so sind diese innerhalb einer zu stellenden Frist zu be-
seitigen. Der Abnahmeschein befreit den Grundstückseigen-
tümer nicht von seiner Haftung für den ordnungsgemäßen 
Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage. 

 
(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem 

einwandfreien und betriebsfähigen Zustand zu erhalten. 
Werden Mängel festgestellt, so kann die Gemeinde fordern, 
dass die Grundstücksentwässerungsanlage auf Kosten des 
Grundstückseigentümers in den vorschriftsmäßigen Zustand 
gebracht wird. 

 
(5) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanla-

gen einschließlich etwaiger Vorbehandlungsanlagen nicht 
oder nicht mehr den jeweils geltenden Bestimmungen im 
Sinne des Abs. 1, so hat sie der Grundstückseigentümer auf 
Verlangen der Gemeinde auf eigene Kosten entsprechend 
anzupassen. Für die Anpassung ist dem Grundstückseigen-
tümer eine angemessene Frist einzuräumen. 

 
 Der Grundstückseigentümer ist zur Anpassung auch dann 

verpflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen Abwas-
seranlage das erforderlich machen. 

 
 Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung 

durch die Gemeinde. Die §§ 6 und 7 sind entsprechend an-
zuwenden. 

 
§ 11 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 
(1) Der Gemeinde oder ihren Beauftragten ist zur Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlage oder zur Beseitigung von 
Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, 
zu den Abwasservorbehandlungsanlagen und zu den Ab-

wasseranfallstellen zu gewähren. Sie sind berechtigt, not-
wendige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das einge-
leitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen und Pro-
ben zu entnehmen. 

 
(2) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbeson-

dere Vorbehandlungsanlagen, Revisionsschächte, Rück-
stauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen müs-
sen zugänglich sein. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle zur Prüfung 

der Grundstücksentwässerungsanlage geforderten Auskünf-
te zu erteilen. 

 
§ 12 

Sicherung gegen Rückstau 
(1) Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem anzu-

schließenden Grundstück. 
 
(2) Das unter der Rückstauebene anfallende Schmutzwasser ist 

dem öffentlichen Kanal rückstaufrei über eine automatisch 
arbeitende Abwasserhebeanlage zuzuführen. Abweichend 
davon kann eine Ableitung unter Verwendung eines Rück-
stauverschlusses erfolgen, wenn 
- ein natürliches Gefälle vorhanden, 
- die Räume, von denen Schutzwasser abgeleitet wird, in 

Bereichen untergeordneter Nutzung liegen, 
- (bei fäkalienhaltigem Abwasser aus Klosett- und Uri-

nalanlagen) der Benutzerkreis der Anlagen klein ist 
(wie z. B. bei Einfamilienhäusern, auch mit Einlieger-
wohnung) und dem Benutzerkreis ein WC oberhalb der 
Rückstauebene zur Verfügung steht, 

- (bei fäkalienfreiem Abwasser) im Falle eines Rückstaus 
auf die Benutzung der Ablaufstellen verzichtet werden 
kann. 

 
III. 

Besondere Vorschriften für die dezentrale 
Abwasseranlage 

 
§ 13 

Bau, Betrieb und Überwachung 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen (abflusslose Sam-

melgruben, Kleinkläranlagen) sind vom Grundstückseigen-
tümer gem. DIN 1986 und DIN 4261 („Kleinkläranlagen, An-
wendung, Bemessung, Ausführung und Betrieb“) zu errich-
ten und zu betreiben. 
 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind so anzulegen, 
dass das Entsorgungsfahrzeug ungehindert an- und abfah-
ren und die Grundstücksentwässerungsanlage ohne weite-
res entleert werden kann. 
 

(3) Für die Überwachung gilt § 11 sinngemäß. 
 

§ 14 
Einbringungsverbote 

In die Grundstücksentwässerungsanlage dürfen die in § 8 Abs. 4 
aufgeführten Stoffe nicht eingeleitet werden. § 8 Abs. 4 Satz 3 
bleibt unberührt. 
 

§ 15 
Entleerung 

(1) Die abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen wer-
den von der Gemeinde oder ihren Beauftragten regelmäßig 
entleert bzw. entschlammt. Zu diesem Zweck ist der Ge-
meinde oder ihren Beauftragten ungehindert Zutritt zu ge-
währen. Das anfallende Abwasser bzw. der anfallende Fä-
kalschlamm werden einer Behandlungsanlage zugeführt. 
 

(2) Im einzelnen gilt für die Entleerungshäufigkeit: 
1. Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf geleert. 

Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig 
– mindestens eine Woche vorher – bei der Gemeinde 
die Notwendigkeit einer Grubenentleerung anzuzeigen. 

2. Kleinkläranlagen werden bei Bedarf entschlammt, wo-
bei in der Regel jedoch Mehrkammer-Absetzgruben 
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einmal jährlich und Mehrkammer-Ausfaulgruben in 
zweijährigem Abstand zu entschlammen sind. 

 
(3) Die Gemeinde oder ihre Beauftragten geben die Entsor-

gungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann öffentlich ge-
schehen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle 
Vorkehrungen zu treffen, damit die Entsorgung zum festge-
setzten Zeitpunkt erfolgen kann. 

 
IV. 

Schlussvorschriften 
 

§ 16 
Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Be-
auftragten der Gemeinde oder mit Zustimmung der Gemeinde 
betreten werden. Eingriffe an öffentlichen Abwasseranlagen sind 
unzulässig. 
 

§ 17 
Anzeigepflichten 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des An-
schlusszwanges (§ 3 Abs. 1), so hat der Grundstückseigen-
tümer dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

 
(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der 

öffentlichen Abwasseranlage, so ist die Gemeinde unverzüg-
lich zu unterrichten. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen oder 

Mängel am Grundstücksanschluss unverzüglich der Ge-
meinde mitzuteilen. 

 
(4) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der 

bisherige Eigentümer die Rechtsänderung unverzüglich der 
Gemeinde schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise ist auch 
der neue Eigentümer verpflichtet. 

 
(5) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern 

(z. B. bei Produktionsumstellungen), so hat der Grund-
stückseigentümer dies unverzüglich der Gemeinde mitzutei-
len. 

 
§ 18 

Altanlagen 
(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwas-

seranlage der Beseitigung des auf dem Grundstück anfal-
lenden Abwassers dienten und die nicht als Bestandteil der 
angeschlossenen Grundstücksentwässerungsanlage ge-
nehmigt sind, hat der Grundstückseigentümer innerhalb von 
drei Monaten auf seine Kosten so herzurichten, dass sie für 
die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht mehr be-
nutzt werden können. 

 
(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die 

Gemeinde den Anschluss auf Kosten des Grundstücksei-
gentümers. 

 
§ 19 

Befreiungen 
(1) Die Gemeinde kann auf Antrag bei der Niederschlagswas-

serbeseitigung ganz oder teilweise Befreiung vom Benut-
zungszwang (§ 4) gewähren, um – sofern keine öffentlichen 
Belange entgegenstehen – eine Eigennutzung des auf dem 
Grundstück anfallenden Niederschlagswassers zu ermögli-
chen. 

 
(2) Ferner kann die Gemeinde von den Bestimmungen in §§ 6 

ff. – soweit sie keine Ausnahmen vorsehen – Befreiung ertei-
len, wenn die Durchführung dieser Bestimmungen im Einzel-
fall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen wür-
de und die Befreiung mit den öffentlichen Belangen verein-
bar ist. 

 
(3) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie 

befristet erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs. 

§ 20 
Haftung 

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder 
satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verursa-
cher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung 
schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der Verur-
sacher die Gemeinde von allen Ersatzansprüchen freizustel-
len, die Dritte in diesem Zusammenhang gegen die Gemein-
de geltend machen. 
 

(2) Wer entgegen § 16 unbefugt Einrichtungen von Abwasser-
anlagen betritt oder Eingriffe an ihnen vornimmt, haftet für 
entstehende Schäden. 
 

(3) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schä-
den und Nachteile, die der Gemeinde durch den mangelhaf-
ten Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr 
vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes 
Bedienen entstehen. 
 

(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen 
dieser Satzung die Erhöhung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 
5 AbwAG) verursacht, hat der Gemeinde den erhöhten Be-
trag der Abwasserabgabe zu erstatten. 
 

(5) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 
 

(6) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 
1. Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z. B. bei 

Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden oder 
Schneeschmelze; 

2. Betriebsstörungen, z. B. bei Ausfall eines Pumpwerkes; 
3. Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Ka-

nalbruch oder Verstopfung; 
4. zeitweiliger Stillegung der öffentlichen Abwasseranlage, 

z. B. bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal oder Aus-
führung von Anschlussarbeiten; 

 
hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadener-
satz nur, soweit die eingetretenen Schäden von der Gemeinde 
schuldhaft verursacht worden sind. 
 
(7) Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz erfolgter Anmel-

dung zur Entleerung oder Entschlammung infolge höherer 
Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnotwendiger 
anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet durchgeführt 
werden kann oder eingeschränkt bzw. unterbrochen werden 
muss, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf 
Ersatz eventuell dadurch bedingter Schäden. 

 
§ 21 

Zwangsmittel 
1.) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht 

befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, kann nach § 
71 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt vom 23.06.1994 (GVBl. S. 710) in Verbin-
dung mit den §§ 53 bis 59 des Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt i.d.F. 
vom 01.01.1996 (GVBl. S. 2) – jeweils in der z. Z. gültigen 
Fassung – ein Zwangsgeld bis zu € 500.000,00 (vorher DM 
1.000.000,--) angedroht und festgesetzt werden. Dieses 
Zwangsmittel kann wiederholt werden, bis die festgestellten 
Mängel beseitigt sind. 
 

2.) Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Andro-
hung im Wege der Ersatzvornahme auf Kosten des Pflichti-
gen durchgesetzt werden. 

 
3.) Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme wer-

den im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

1.) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen 
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1. § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen anschließen lässt; 

2. § 4 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öffent-
lichen Abwasseranlagen ableitet; 

3. dem nach § 6 genehmigten Entwässerungsantrag die 
Anlage ausführt; 

4. § 7 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentli-
chen Abwasseranlagen oder die Änderung der Entwäs-
serungsgenehmigung nicht beantragt; 

5. den Einleitungsbedingungen in §§ 8 und 14 die öffentli-
chen Abwasseranlagen benutzt; 

6. § 10 Abs. 3 die Grundstücksentwässerungsanlage oder 
auch Teile hiervon vor der Abnahme in Betrieb nimmt 
oder Rohrgräben vor der Abnahme verfüllt; 

7. § 10 Abs. 4 die Entwässerungsanlage seines Grund-
stücks nicht ordnungsgemäß betreibt; 

8. § 11 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zu-
tritt zu allen Teilen der Grundstücksentwässerungsan-
lage gewährt; 

9. § 15 Abs. 1 die Entleerung behindert; 
10. § 15 Abs. 2 die Anzeige der notwendigen Grubenent-

leerung unterlässt; 
11. § 16 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonsti-

ge Maßnahmen an ihr vornimmt; 
12. § 17 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüg-

lich erfüllt. 
 
2.) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu € 

2500,00 (vorher DM 5.000,--) geahndet werden. 
 

§ 23 
Beiträge und Gebühren 

1.) Für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneue-
rung der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen werden 
Beiträge und für die Benutzung der zentralen und dezentra-
len öffentlichen Abwasseranlagen werden Benutzungsge-
bühren nach besonderen Rechtsvorschriften erhoben. 

 
2.) Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanla-

gen werden Verwaltungskosten nach der Verwaltungskos-
tensatzung erhoben. 

 
§ 24 

Übergangsregelung 
1.) Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmi-

gungsverfahren werden nach den Vorschriften dieser Sat-
zung weitergeführt. 

 
2.) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschluss-

voraussetzungen gegeben sind und das Grundstück noch 
nicht an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, 
ist der Entwässerungsantrag gem. § 7 dieser Satzung spä-
testens zwei Monate nach ihrem Inkrafttreten einzureichen. 

 
§ 25 

Hinweise 
Die Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und 
Schlammuntersuchung i.d.F. der 26. Lieferung 1992 (Verlag: 
Chemie GmbH, Weinheim) und die DIN-Normblätter (erschienen 
in der Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin und Köln), auf die in dieser 
Satzung Bezug genommen wird, sind bei der Gemeinde archiv-
mäßig gesichert hinterlegt. 
 

§ 26 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Abwasserbeseitigungssatzung vom 
22.07.1998 außer Kraft. 
 
Biederitz, den 19.12.2002 
 
gez. Dr. Sanftenberg                                             Siegel  
Bürgermeister 
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Gemeinde Biederitz 
 

S A T Z U N G 
über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für 

die Abwasserbeseitigung 
der Gemeinde Biederitz 

- Abwasserbeseitigungsabgabensatzung - 
 
Aufgrund der §§ 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) sowie der 
§§ 5, 6 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung vom 13.12.1996 
(GVBl. LSA S. 405), in den zur Zeit geltenden Fassungen, hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Biederitz in seiner Sitzung vom 
23.01.2003 folgende Satzung beschlossen: 
 

ABSCHNITT I 
 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Die Gemeinde Biederitz betreibt Kanalisations- und Abwas-
serreinigungsanlagen (öffentliche Abwasseranlage) zur zent-
ralen Schmutzwasserbeseitigung als eine einheitliche öffent-
liche Einrichtung nach Maßgabe der Satzung über die Ab-
wasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 
19.12.2002. 

 
(2)  Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

1.  Beiträge zur Deckung des Aufwandes für diese zentrale 
 öffentliche Abwasseranlage einschließlich der Kosten 

für den ersten Grundstücksanschluss (Abwasserbeiträ-
ge), 

2.  Kostenerstattungen für zusätzliche Grundstücks-
anschlüsse (Aufwendungsersatz), 

3.  Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der 
zentralen öffentlichen Schmutzwasseranlage (Abwas-
sergebühren). 

 
ABSCHNITT II 

 
Abwasserbeitrag 

§ 2 
Grundsatz 

(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Ge-
bühren gedeckt ist, für die Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen öffentli-
chen Abwasseranlage Abwasserbeiträge von den Beitrags-
pflichtigen im Sinne von § 6 Abs. 8 KAG-LSA, denen durch 
die Inanspruchnahme oder die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme dieser Leistungen ein Vorteil entsteht. 

 
(2) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten für den ersten 

Grundstücksanschluss (Anschlussleitung vom Hauptsamm-
ler bis einschließlich Revisionsschacht auf dem zu entwäs-
sernden Grundstück). 

 
§ 3 

Gegenstand der Beitragspflicht 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die 

zentrale öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden 
können und für die 
1. eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

sobald sie bebaut  oder gewerblich genutzt werden dür-
fen, 

2. eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festge-
setzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bau-
land sind und nach der geordneten    baulichen Ent-
wicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerb-
lichen Nutzung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasseran-

lage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Bei-
tragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen nach 
Abs. 1 nicht erfüllt sind. 
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(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das 
Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. Ist ein vermes-
senes und im Grundbuch eingetragenes bürgerlich-
rechtliches Grundstück nicht vorhanden, so gilt die von dem 
Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte Fläche als 
Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall ver-
pflichtet, die Grundstücksgröße nachprüfbar, insbesondere 
durch amtliche Dokumente, nachzuweisen. 

 
§ 4 

Beitragsmaßstab 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen 

Maßstab berechnet. 
 
(2) Zur Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages werden für 

das erste Vollgeschoss 100 % und für jedes weitere Vollge-
schoss 60 % der Grundstücksfläche – in tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Kerngebieten (§ 7 BauNVO) für das erste Vollge-
schoss 200 % und für jedes weitere Vollgeschoss 120 % der 
Grundstücksfläche – in Ansatz gebracht. 

 
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Kirchengebäu-
de werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Ist 
im Einzelfall eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten 
des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei gewerblich oder 
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m 
und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstü-
cken je angefangene 2,30 m Höhe des Bauwerks als ein 
Vollgeschoss gerechnet. 

 
(3) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, 

1. die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die ge-
samte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebau-
ungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausrei-
chen, die Fläche im  Bereich des Bebauungsplanes, 
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist; 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
liegen, und bei Grundstücken, die über die Grenzen ei-
ner solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Sat-
zungsbereich; 

4.  für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB oder § 7 BauGB-MaßnahmenG be-
steht und die nicht unter Nr. 6 fallen, 
a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammen-

hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstücks, 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbe-
reich (§ 34 BauGB) und teilweise im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwi-
schen der öffentlichen Verkehrsanlage und einer 
Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 
m dazu verläuft; bei       Grundstücken, die nicht 
an die öffentliche Verkehrsanlage angrenzen oder 
lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden 
Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen 
der der öffentlichen Verkehrsanlage zugewandten 
Grundstücksseite und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft; 

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 ergebenden 
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, 
die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. 
im Falle von Nr. 4 der der Straße zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleich-
mäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden oder 
gewerblichen Nutzung entspricht; 

 
6. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 

Abs. 4 BauGB die Nutzung als Wochenendhausgebiet 
oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unterge-
ordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingär-
ten, Schwimmbäder, Camping- und Festplätze nicht 

aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und 
Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so ge-
nutzt werden, 75 % der Grundstücksfläche; 

7. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB die Nutzung als Sportplatz oder als 
Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tat-
sächlich so genutzt werden, sowie bei Grundstücken, 
für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB die Nutzung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, die Grundfläche der an die Ab-
wasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen 
jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der 
Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung 
der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine 
gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück 
erfolgt; 

8. die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die 
Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlos-
senen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2.  

 
Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten der-
gestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im glei-
chen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten 
verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßi-
ge Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 

 
9. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die 

durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan 
oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der bauli-
chen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. 
B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche 
des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung, der 
Betriebsplan oder der diesen ähnliche Verwaltungsakt 
bezieht. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt bei Grundstü-

cken 
1. die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, 

die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse; 

2. für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollge-
schosse die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt 
ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. 
von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen an-
deren Baugebieten die durch 2,3 geteilte höchstzuläs-
sige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet; 

3. für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen Anlagen sondern 
nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze 
Zahlen aufgerundet; 

4. auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet wer-
den dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nut-
zungsebene; 

5. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1, die 
Höhe der baulichen Anlagen nach Nr. 2 oder die Bau-
massenzahl nach Nr. 3 überschritten wird, die sich 
nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergeben-
den Berechnungswerte nach Nr. 1 – 3; 

6. für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen 
bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, wenn 
a) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als 

Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die 
Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

b) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als 
Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, die Zahl 
von einem Vollgeschoss, 

c) die in anderen Baugebieten liegen, der in der nä-
heren Umgebung überwiegend festgesetzte 
und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) 
Berechnungswert nach Nr. 1 – 3; 
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7. für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung 
ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festge-
setzt ist (z. B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Cam-
ping-, Sport- und Festplätze sowie Friedhöfe) oder die 
außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so 
genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoss; 

 
8. für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb 

des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, wenn sie 
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vor-

handenen Vollgeschosse, 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umge-

bung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse; 
9. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut 

sind, die Zahl der Vollgeschosse der angeschlossenen 
Baulichkeit; 

10. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die 
durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan 
oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der bauli-
chen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, - 
bezogen auf die Fläche nach Abs. 2 Nr. 9 – die Zahl 
von einem Vollgeschoss. 

 
(5)  Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung 

nach § 34 Abs. 4 BauGB oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, 
sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse die Vor-
schriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 
1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestim-

mungen über das zulässige Nutzungsmaß getroffen 
sind; 

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die 
Satzung keine Bestimmungen über das zulässige Nut-
zungsmaß enthält. 

 
§ 5 

Beitragssatz 
(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Abwas-

seranlage beträgt  2,56 Euro/qm. 
 
(2) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbes-

serung und Erneuerung der zentralen Abwasseranlage wer-
den im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in 
einer besonderen Satzung festgelegt. 

 
§ 6 

Beitragspflichtige 
(1)  Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 

Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist 
das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach 
Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inha-
ber dieses Rechts beitragspflichtig. 

 
(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als 

Eigentum des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle des 
Eigentümers der Verfügungsberechtigte i. S. von § 8 Abs. 1 
des Vermögenszuordnungsgesetzes. 

 
(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei 

Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentums-
anteil beitragspflichtig. 

 
§ 7 

Entstehung der Beitragspflicht 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstel-

lung der zentralen öffentlichen Abwasseranlage für das 
Grundstück. 

 
(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem 

tatsächlichen Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Ge-
nehmigung. 

 
 

§ 8 
Vorausleistung 

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleis-
tungen verlangt werden, sobald mit der Durchführung der Maß-
nahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der end-
gültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Voraus-
leistende nicht beitragspflichtig ist. 
 

§ 9 
Veranlagung, Fälligkeit 

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche 
gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 

§ 10 
Ablösung 

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, 
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. 
 
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 
bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten 
Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht 
endgültig abgegolten. 
 

§ 11 
Billigkeitsregelungen 

(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der 
tatsächlichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienenden 
Grundstücke im Entsorgungsgebiet der Gemeinde mit 1.079 
m² gelten derartige Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 
2 Satz 1 KAG-LSA übergroß, wenn die nach § 4 Abs. 3 zu 
berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnitts-
größe um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr über-
schreitet. Derartige in diesem Sinne übergroße Wohn-
grundstücke, werden in Größe der Begrenzungsfläche in vol-
lem Umfang, hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 
50 v.H. übersteigenden Vorteilsfläche zu 50 v.H. und wegen 
einer darüber hinaus bestehenden Vorteilsfläche zu 30 v.H. 
des sich nach § 4 i.V. mit § 5 zu berechnenden Abwasser-
beitrages herangezogen. 

 
 (2) Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die auf der durch 

§ 4 Abs. 3 Nr. 1 –  5 bestimmten Grundstücksfläche oder auf 
einem unter § 4 Abs. 3 Nr. 6 und 9 fallendes Grundstück er-
richtet sind, und die nach der Art ihrer Nutzung keinen        
Bedarf nach Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseiti-
gungsanlage auslösen oder nicht angeschlossen werden 
dürfen und auch tatsächlich nicht  angeschlossen sind, blei-
ben auf Antrag des Beitragspflichtigen beitragsfrei (§ 6 c 
Abs. 3 KAG-LSA). Der Beitragsfreiheit solcher Gebäude o-
der selbständigen Gebäudeteile ist dergestalt Rechnung zu 
tragen, dass die nach Maßgabe von § 4 Abs. 3 – 5 i. V. m. § 
11 Abs. 1 ermittelte Beitragsfläche anteilig in dem Verhältnis 
zu verringern ist, in dem die Grundfläche der beitragsfreien 
Gebäude oder selbständige Gebäudeteile zu der nach § 4 
Abs. 3 festgestellten Grundstücksfläche steht. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz 

oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei 
Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden. 

 
ABSCHNITT III 

Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse 
 

§ 12 
Entstehung des Erstattungsanspruchs 

Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für 
ein Grundstück einen weiteren Grundstücksanschluss oder für 
eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits 
entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbstän-
digte Teilfläche einen eigenen Grundstücksanschluss oder nach 
dessen Beseitigung einen neuen Grundstücksanschluss an die 
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zentrale öffentliche Abwasseranlage her (zusätzliche Grund-
stücksanschlüsse), so sind der Gemeinde die Aufwendungen für 
die Herstellung solcher zusätzlicher Grundstücksanschlüsse in 
der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 
 
§§ 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend. Der Erstat-
tungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des 
Anschlusses. 
 

§ 13 
Fälligkeit 

Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

ABSCHNTT IV 
Abwassergebühr 

 
§ 14 

Grundsatz 
Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasseran-
lage wird eine Abwassergebühr für die Grundstücke erhoben, die 
an diese öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind oder in 
diese entwässern. 
 

§ 15 
Gebührenmaßstab 

(1) Die Abwassergebühr wird nach der Abwassermenge be-
messen, die in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Be-
rechnungseinheit für die Gebühr ist 1 cbm Abwasser. 

 
(2) Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten 

1. die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten 
Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch 
Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

2. die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grund-
stück sonst zugeführte Wassermenge, 

3. die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Beste-
hen einer Abwassermesseinrichtung. 

 
(3) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung 

nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die 
Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter 
Zugrundelegung des Verbrauches bzw. der Einleitungsmen-
ge des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründe-
ten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

 
 (4) Die Wassermengen nach Abs. 2 Nr. 2 hat der Gebühren-

pflichtige der Gemeinde für den abgelaufenen Bemessungs-
zeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden 
zwei Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler 
nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten 
einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmun-
gen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Gemeinde auf 
solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis 
über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie 
ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese 
auf andere Weise nicht ermittelt werden können. 

 
(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche 

Abwasseranlage gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt. 
Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von 
zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. Für den 
Nachweis gilt Abs. 4 Satz 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde 
kann auf Kosten des Antragstellers Gutachten anfordern. 
Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu er-
statten. 

 
§ 16 

Gebührensatz 
Die Abwassergebühr beträgt 3,22 Euro je Kubikmeter. 
 

§ 17 
Gebührenpflichtige 

(1)  Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht 
bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte des 
angeschlossenen Grundstücks. Gebührenpflichtige sind au-
ßerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des 

Grundstücks Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind 
Gesamtschuldner. 

 
(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebühren-

pflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalen-
dervierteljahres auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der 
bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel 
(§ 22 Abs. 1) versäumt, so haftet er für die Gebühren, die 
auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der 
Gemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 

 
§ 18 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die 
zentrale öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist oder der 
zentralen öffentlichen Abwasseranlage von dem Grundstück 
Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksan-
schluss beseitigt wird oder die Zuführung von Abwasser endet. 
 

§ 19 
Erhebungszeitraum 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen Ende 
die Gebührenschuld entsteht. 

 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten 

Wassermengen erhoben wird (§ 15 Abs. 2 Nr. 1), gilt als Be-
rechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Was-
serverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem 31.12. des 
Kalenderjahres vorausgeht. 

 
§ 20 

Veranlagung und Fälligkeit 
(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzuset-

zende Gebühr sind vierteljährlich Abschlagszahlungen am 
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden Jahres zu 
leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird durch Be-
scheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festge-
setzt. 

 
(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Ka-

lenderjahres, so wird der Abschlagszahlung diejenige Ab-
wassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Was-
serverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen 
Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der 
Gemeinde auf deren Aufforderung unverzüglich mitzuteilen. 
Kommt der Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht nach, 
so kann die Gemeinde den Verbrauch schätzen. 

 
(3) Die Abwassergebühr wird durch Bescheid festgesetzt und 

einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abgaben angefor-
dert werden. 

 
ABSCHNITT V 

Schlussvorschriften 
 

§ 21 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Ge-
meinde bzw. dem von ihr Beauftragten jede Auskunft zu 
erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben 
erforderlich ist. 

 
(2) Die Gemeinde bzw. der von ihr Beauftragte können an Ort 

und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflich-
teten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem er-
forderlichen Umfange zu helfen. 

 
(3) Soweit sich die Gemeinde bei der öffentlichen Wasserver-

sorgung eines Dritten bedient, haben die Abgabenpflichtigen 
zu dulden, dass sich die Gemeinde zur Feststellung der Ab-
wassermengen nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 die Verbrauchsdaten 
von dem Dritten mitteilen bzw. über Datenträger übermitteln 
lässt.  
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§ 22 
Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist 
der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwer-
ber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Be-

rechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der Abgaben-
pflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzu-
zeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche 
Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
§ 23 

Datenverarbeitung 
(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden 

Abgabepflichten sowie zur Festsetzung und Erhebung dieser 
Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 DSG-LSA) der 
hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten gemäß §§ 9 und 10 DSG-LSA (Vor- und Zuname der 
Abgabepflichtigen und deren Anschriften; Grundstücksbe-
zeichnung nebst Größe und Grundbuchbezeichnung; Was-
serverbrauchsdaten) durch die Gemeinde zulässig. 

 
(2) Die Gemeinde darf die für Zwecke der Grundsteuer, des 

Liegenschaftsbuches, des Melderechts, der Wasserversor-
gung und der Abwasserentsorgung bekannt gewordenen 
personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 
1 genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den 
entsprechenden Behörden (z. B. Finanz-, Kataster-, Ein-
wohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln lassen, was 
auch im Wege automatischer Abrufverfahren erfolgen kann. 

 
§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig i. S. von § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG-LSA han-

delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
1. entgegen § 15 Abs. 4 Satz 1 der Gemeinde die Was-

sermengen für den abgelaufenen Erhebungszeitraum 
nicht innerhalb der folgenden zwei Monate anzeigt; 

2. entgegen § 15 Abs. 4 Satz 2 keinen Wasserzähler ein-
bauen lässt; 

3. entgegen § 20 Abs. 2 Satz 2 trotz Aufforderung der 
Gemeinde den Verbrauch des ersten Monats nicht mit-
teilt; 

4. entgegen § 21 Abs. 1 die für die Festsetzung und Er-
hebung der Abgaben erforderlichen Auskünfte nicht er-
teilt; 

5. entgegen § 21 Abs. 2 verhindert, dass die Gemeinde 
an Ort und Stelleermitteln kann und die dazu erforderli-
che Hilfe verweigert; 

6. entgegen § 22 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhält-
nisse am Grundstück nicht innerhalb eines Monats 
schriftlich anzeigt; 

7. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 1 nicht unverzüglich schrift-
lich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück vor-
handen sind, die die Berechnung der Abgabe beein-
flussen; 

8. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 2 die Neuanschaffung, Än-
derung oder Beseitigung solcher Anlagen nicht schrift-
lich anzeigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

2.500,00 Euro (vorher fünftausend Deutsche Mark) ge-
ahndet werden. 

 
§ 25 

Inkrafttreten 
Diese Abgabensatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig treten die entsprechenden Vorschriften der 
Abwasserbeseitigungsabgabensatzung vom 22.07.1998 i. d. F. 
vom 08.08.2001 außer Kraft. 
 
Biederitz, den 24.01.2003 
 
gez. Dr. Sanftenberg   Siegel 
Bürgermeister 
 

172 
 
Gemeinde   Hohenwarthe    
 

B e k a n n t m a c h u n g 
der öffentlichen  Auslegung  des geänderten Flächen-

nutzungsplanes der Gemeinde Hohenwarthe, 
(gem. § 3 Abs. 2 und 4  BauGB) 

 
Der vom Gemeinderat Hohenwarthe in seiner Sitzung am 
10.06.2003 gebilligte und zur Auslegung bestimmte Entwurf des 
geänderten Flächennutzungsplanes , sowie der  Erläuterungsbe-
richt dazu   liegen 
 

vom   30.06.2003   bis   30.07.2003 
 
im Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Möser, Brunnenbreite 
7/8, Zi. 45, während der Dienstzeiten   

Dienstag           09.00 Uhr - 12.00 Uhr und  13.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Donnerstag       09.00 Uhr - 12.00 Uhr und  13.00 Uhr - 17.00 Uhr 
Freitag           09.00 Uhr - 12.00 Uhr 
 
zu jedermann Einsicht öffentlich aus. 
 
Während dieser Auslegungsfrist können Anregungen und Beden-
ken schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift  
vorgebracht werden. 
 
Hohenwarthe, 2003-06-11 
 
gez. Bergmann 
Bürgermeister 
____________________________________________________ 
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Gemeinde   Hohenwarthe    
   

B e k a n n t m a c h u n g 
der öffentlichen  Auslegung  einer  vereinfachten Än-

derung des Bebauungsplanes „Weidenweg“, 
(gem. § 13  BauGB) 

 

Der Gemeinderat Hohenwarthe hat  in seiner Sitzung am 
11.06.2003 den Beschluss zur Durchführung einer vereinfachten 
Änderung  des am 26.04.1995 vom Regierungspräsidium Mag-
deburg genehmigten Bebauungsplanes „Weidenweg“ in Hohen-
warthe beschlossen.  

Der geänderte Bebauungsplan liegt 
 

vom   30.06.2003  bis  30.07.2003 
 
im Bauamt r Verwaltungsgemeinschaft Möser, Brunnenbreite 7/8, 
Zi. 45, während der Dienstzeiten   

Dienstag          9.00 Uhr - 12.00 Uhr und  13.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Donnerstag      9.00 Uhr - 12.00 Uhr und  13.00 Uhr - 17.00 Uhr 
Freitag          9.00 Uhr - 12.00 Uhr 
 
zu jedermann Einsicht öffentlich aus. 
 
Während dieser Auslegungszeit können Anregungen und Beden-
ken schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift  
vorgebracht werden. 
 
Hohenwarthe, 2003-06-1 
 
gez. Bergmann 
Bürgermeister 
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174 
 
Gemeinde Demsin 
 

Bürgermeisterwahl in der Gemeinde Demsin 
 
Auf der Grundlage des § 88 Nr.2 Kommunalwahlordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (KWO LSA) erfolgt hierdurch für 
die Gemeinde Demsin 
folgende 
 

Wahlbekanntmachung 
gemäß § 38 KWO LSA 

 
Am Sonntag, dem  06. Juli 2003 findet 

die Bürgermeisterwahl in der Gemeinde Demsin statt. 
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 

 
Die Gemeinde ist in einen Wahlbezirk eingeteilt. 
Der Wahlraum wird im Gemeindehaus, Kleinwusterwitz, Genthi-
ner Straße 39 eingerichtet. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten bis 
zum 11. Juni 2003 zugestellt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und das Wahllokal angegeben, in dem die wahlberechtigte Per-
son zu wählen hat. 
____________________________________________________ 
 
1. In den Gemeinden werden die Bürgermeister nach den 

Grundsätzen der Mehrheitswahl von den Wahlberechtig-
ten in freier, geheimer, gleicher und unmittelbarer Wahl 
gewählt. 

       
2. Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis einge-

tragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
3. Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem für sie 

zuständigem Wahllokal wählen. 
 
4. Auf  Verlangen hat der Wähler sich auszuweisen. 
 
5. Bei der Wahl des Bürgermeisters 

- hat jede wahlberechtigte Person eine Stimme; 
- muss der Bewerber, dem die wahlberechtigte Person 

ihre Stimme geben will, durch Ankreuzen oder in 
sonstiger Weise eindeutig gekennzeichnet sein. 

 
6. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlbe-

reich, für den der Wahlschein gilt, 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-

bezirk dieses Wahlbereiches oder 
b) durch Briefwahl teilnehmen. 

 
7. Wer durch Briefwahl wählen will, 

- muss sich vom Einwohnermeldeamt der Verwal-
tungsgemeinschaft Stremme-Nordfiener  die ent-
sprechenden Briefwahlunterlagen (Wahlschein, 
Stimmzettel, Wahlumschlag, Wahlbriefumschlag, 
Merkblatt für die Briefwahl) beschaffen und diese in 
dem verschlossenem Wahlbriefumschlag so recht-
zeitig an die jeweils darauf angegebene Anschrift 
abgeben oder versenden, dass er spätestens am 
Wahltage  bis 18.00 Uhr eingeht; 

- kann die Briefwahl an Ort und Stelle ausüben, wenn 
die Briefwahlunterlagen beim Einwohnermeldeamt 
der Verwaltungsgemeinschaft Stremme - Nordfiener, 
R. Breitscheid Straße 3, Genthin, abgeholt werden; 

- wegen einer körperlichen Behinderung jedoch nicht 
in der Lage ist, die Briefwahl persönlich zu vollziehen 
oder nicht lesen kann, kann sich der Hilfe einer Per-
son seines Vertrauen (Hilfsperson)bedienen; auf 
dem Wahlschein hat der Wähler oder die Hilfsperson 
an Eides Statt zu versichern, dass der Stimmzettel 
persönlich oder nach dem erklärten Willen des Wäh-
lers gekennzeichnet worden ist; 

- sich in einem Krankenhaus, Altenheim, Altenwohn-
heim, Pflegeheim, Erholungsheim, in einer sozialthe-

rapeutischen Anstalt oder Justizvollzugsanstalt oder 
in einer Gemeinschaftsunterkunft aufhält, muss Ge-
legenheit haben, den Stimmzettel unbeobachtet zu 
kennzeichnen und in den entsprechenden Wahlum-
schlag zu legen. 

 
8. Die Wahlhandlung und die Ermittlung des 

Wahlergebnisses sind öffentlich. 
  Jede wahlberechtigte Person hat Zutritt zum Wahllokal, 

soweit dies ohne Störung des Wahlgeschäfts möglich ist. 
  Jede wahlberechtigte Person kann das Wahlrecht nur 

einmal ausüben. 
 
9. Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Wahler-

gebnis herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht wird nach 
den Vorschriften des Strafgesetzbuches bestraft. 

 
10. Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in 

dem sich das Wahllokal befindet, jede Beeinflussung der 
Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Un-
terschriftensammlung verboten. 

____________________________________________________ 
 

Wahl mit Stimmzetteln 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die im Wahllokal bereit-
liegen. 
Die amtlichen Stimmzettel enthalten die im Wahlbereich zugelas-
senen Bewerbungen zur Bürgermeisterwahl. 
 
Die Reihenfolge der Wahlvorschläge ist gemäß § 30 Abs. 1 KWO 
LSA mit der maßgebenden Reihenfolge der Bewerber geregelt. 
 
Jede wahlberechtigte Person erhält beim Betreten des Wahllokals 
den amtlichen Stimmzettel. 
Sie begibt sich mit dem Stimmzettel in die Wahlkabine. Dort 
kennzeichnet sie auf dem Stimmzettel durch Abkreuzen oder in 
sonstiger Weise zweifelsfrei, welcher Bewerberin oder welchem 
Bewerber sie ihre Stimme gibt. 
 
Ein  Stimmzettel ist ungültig 

- wenn er nicht amtlich hergestellt oder für eine anderen 
Wahlbereich gültig ist. 

- wenn er bei der Bürgermeisterwahl mehr als eine 
Kennzeichnung enthält. 

- wenn er, weil der Wille des Wählers aus der Art der 
Kennzeichnung nicht zweifelsfrei erkennbar ist, nicht 
wenigstens eine gültige Stimme enthält. 

- wenn er keine Kennzeichnung enthält. 
 
 
Schwindack                         Genthin, den 16.06.2003 
Ltr.VA –VWG 
Stremme-Nordfiener   Dienstsiegel 
____________________________________________________ 
 

175 
 
Gemeinde Demsin 
 

Bewerber zur Bürgermeisterwahl 
am 06. Juli 2003 

in der Gemeinde Demsin 
 
Auf der Grundlage des § 88 Nr. 2 Kommunalwahlordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt erfolgt hierdurch für die 

Gemeinde Demsin 
folgende 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
gemäß § 30 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt: 
 

Bewerber zur Bürgermeisterwahl 
am 06. Juli 2003 in der Gemeinde Demsin 
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Name              Vorname   Beruf        Wohnung   Wohnort____   
 
Deutschmann  Gerhard     Meliora-     Parkweg 3   39307 Demsin 
          Detlef        tionstech-    OT Großdem- 
             Niker    sin 
____________________________________________________ 
 
Staschull          Jürgen       Tischler-    Linden-         39307 Demsin 
              Meister     weg 3 a         OT Großdem- 
       sin 
 
Im Auftrag 
 
gez. (P. Schwindack) 
Leiter des gemeinsamen Verwaltungsamtes der  
Verwaltungsgemeinschaft Stremme-Nordfiener 
______________________________________ 
 

176 
 
Gemeinde Demsin 
 

Bekanntmachung der Änderung 
der Zusammensetzung des Wahlausschusses und des 

Wahlvorstandes zur Bürgermeisterwahl am 06. Juli 
2003 und zu einer evtl. Stichwahl am 20. Juli 2003 

in der Gemeinde Demsin 
1. Als Stellvertretende Vorsitzende des Wahlausschusses und 

des Wahlvorstandes scheidet mit sofortiger Wirkung aus: 
Frau Matthäus, Beate, Am Kulturhaus 2, 39307 Großdemsin. 

2. Als Stellvertretende Vorsitzende des Wahlausschusses und 
des Wahlvorstandes wird mit sofortiger Wirkung berufen: 
Frau Meinecke, Monika, Molkereistraße 6, 39307 Kleinwus-
terwitz. 

3. Als Beisitzerin für den Wahlausschuß und den Wahlvorstand 
wird mit sofortiger Wirkung berufen: 
Frau Riebe, Gabriele, Genthiner Straße 9, 39307 Kleinwus-
terwitz. 

 
(gez. M. Jacobi) 
Gemeindewahlleiterin 
____________________________________________________ 
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Verwaltungsgemeinschaft Biederitz   
Hauptamt 
 

Öffentliche Wahlbekanntmachung 
zur Bürgermeisterwahl 

der Gemeinde Königsborn 
Beschluss-Nr. 19/06/2003 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Königsborn hat auf seiner Sit-
zung am 16.06.2003 gemäß § 30 Abs. 2, Satz 1 Kommunalwahl-
gesetz für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) und § 59 Abs. 1 
und 2 Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) 
folgende Bewerber für die Bürgermeisterwahl am 06. Juli 2003 
zugelassen. 
 
1. Paschke, Holger  Im Brückfeld 7 
   39114 Magdeburg 
   geb.: 19.05.1966 
   Beruf: selbstständiger Unternehmer 
 
Biederitz, d. 17.06.2003 
 
gez.  Jantz 
Hauptamtsleiterin 
 
 
 

178 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz   
Hauptamt 
 

Öffentliche Wahlbekanntmachung 
zur Bürgermeisterwahl 

der Gemeinde Woltersdorf 
Beschluss-Nr. 14/06/2003 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Woltersdorf hat auf seiner Sit-
zung am 16.06.2003 gemäß § 30 Abs. 2, Satz 1 Kommunalwahl-
gesetz für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) und § 59 Abs. 1 
und 2 Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) 
folgende Bewerber für die Bürgermeisterwahl am 06. Juli 2003 
zugelassen. 
 
1. Ehlert, Thomas  Bahnhofstraße 1 
   39175 Woltersdorf 
   geb.: 07.01.1960 

Beruf: Sozialversicherungsfachan-
gestellter 

 
2. Rosenau, Karl-Heinz Siedlung 2 
   39175 Woltersdorf 
   geb.: 08.01.1957 
   Beruf: Instandhaltungsmechaniker 
 
 
Biederitz, d. 17.06.2003 
 
gez. Jantz 
Hauptamtsleiterin 
____________________________________________________ 
 
C.  Kommunale Zweckverbände 
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WAZV Gommern 
Sitzung am 26.05.2003 
 

5. Änderung der Gebühren- und Beitragssatzung 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes Gommern 

(WAZV Gommern) 
 
Auf Grund des § 1, 2 und 5 des Kommunalabgabengesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. S. 405), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. März 2002 (GVBl. S. 130), des Gesetzes 
über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. S. 81), 
zuletzt geändert am 7. August 2002 (GVBl. S. 336), der Gemein-
deordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 5. Okto-
ber 1993 (GVBl. S. 568), zuletzt geändert am 7. August 2002 
(GVBl. S. 336) sowie der Verbandssatzung des WAZV Gommern 
vom 22.06.1995, zuletzt geändert am 09.12.1996 hat die Ver-
bandsversammlung in der Sitzung am 26.05.2003 folgende 5. 
Änderungssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Der § 1, Nr. 1 Abs. 1 c)  wird wie folgt geändert: 
„Die Fäkalabwasserbeseitigungsgebühr wird nach dem Raumin-
halt der Abwässer berechnet, die von den nicht am Kanal ange-
schlossenen Grundstücken entsorgt werden. Der Rauminhalt wird 
mit einer geeigneten Messeinrichtung festgestellt. 
Die Gebühr beträgt für 

-   Abwasser aus abflussloser Grube  2,42 €/m³ 
-  aus dem Faulraum von Hauskläranlagen 

(Klärschlamm)                    26,60 €/m³.“
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§ 2 
Inkrafttreten 

Die 5. Änderung der Gebühren- und Beitragssatzung des Was-
ser- und Abwasserzweckverbandes Gommern (WAZV Gommern) 
tritt zum 01.06.2003 in Kraft. 
 
gez. W e g e n e r 
Verbandsvorsitzender 
____________________________________________________ 
 
D. Regionale Behörden und Einrichtun-

gen 
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Katasteramt Magdeburg  Tel.: 0391-567-7820 
Tessenowstraße 12   Fax: 0391-567-7821 
39114 Magdeburg 
(Sonderungsbehörde) 

V12-13/2003 
(Antragsnummer) 

M i t t e i l u n g 
Verfahren nach dem Bodensonderungsgesetz 

- BoSoG Sonderungsplan Nr. 13/2003 der 
Gemeinde Brettin 

 
In der Gemeinde:  Brettin Gemarkung:    Brettin 
Flur:               6 Flurstücke:     47/37, 1085/37, 10017 

              Lage: Hohenbelliner Weg 3 
Heinrich-Heine-Straße 2, 4–8, 10-
12, 14, 16, 18, 30, 32, 42, 48, 55, 
57   öffentliche Verkehrsflächen 

 
ist ein Verfahren nach dem Gesetz über Sonderung unvermesse-
ner und überbauter Grundstücke nach der Karte (Bodensonde-
rungsgesetz BoSoG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182, 
2215) eingeleitet worden. Das betroffene Gebiet ist in der beige-
fügten Karte gekennzeichnet. 
 
Hierdurch sollen die Reichweite des unvermessenen Eigentums 
oder unvermessener Nutzungsrechte bestimmt und somit belei-
hungsfähige Grundstücke geschaffen werden. 
 
Sonderungsbehörde ist das Katasteramt Magdeburg, Tessenow-
straße 12, 39114 Magdeburg. 
 
Der Entwurf des Sonderungsplanes sowie die zu seiner Auf-
stellung verwandten Unterlagen liegen 
 

vom 25.06.2003 bis 25.07.2003 
 
in den Diensträumen des Katasteramtes Magdeburg während der 
Öffnungszeiten zur Einsicht aus. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt geregelt: 
 
Mo, Mi, Do       von 08.00 - 13.00 Uhr 
Di  von 08.00 - 18.00 Uhr 
Fr  von 08.00 - 12.00 Uhr 
 
Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefoni-
scher Absprache möglich. 
 
Alle Planbetroffenen können bis zum 25.07.2003 den Entwurf für 
den Sonderungsplan sowie seine Unterlagen einsehen und Ein-
wände gegen die getroffenen Feststellungen zu den dinglichen 
Rechtsverhältnissen erheben. Planbetroffene sind die Eigen-
tümer der betroffenen Grundstücke, die Inhaber von dingli-
chen Nutzungsrechten, von Gebäudeeigentum und An-
spruchsberechtigte nach dem Sachenrechtsbereinigungsge-
setz. 
 
Das gleiche gilt für die Anmelder von Rückübertragungsansprü-
chen nach dem Vermögensgesetz oder aus Restitution (§ 11 Abs. 
1 des Vermögenszuordnungsgesetzes) und für die Inhaber be-

schränkter dinglicher Rechte an den betroffenen Grundstücken 
oder Rechten an diesen Grundstücken. 
 
Die Einwände sind bei der oben bezeichneten Sonderungsbehör-
de unter der oben genannten Anschrift schriftlich oder zur Nieder-
schrift zu erheben. 
 
Magdeburg, den 18.06.2003 
 
Im Auftrag 
gez. Michael Neumeister 
 

 
 
Verfahrensgebietsgrenze: 
Sonderanfertigung (nicht maßstäblich) aus der Topographischen 
Karte 1:10000; Blatt N-33-121-C-b-3 und Blatt N-33-121-C-b-4 
Brettin, Herausgeber: Landesamt für Landesvermessung und 
Datenverarbeitung Sachsen Anhalt 
____________________________________________________ 
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Katasteramt Magdeburg  Tel.: 0391-567-7820 
Tessenowstraße 12   Fax: 0391-567-7821 
 
39114 Magdeburg 
(Sonderungsbehörde) 

V12-16/2003 
(Antragsnummer) 

M i t t e i l u n g 
Verfahren nach dem Bodensonderungsgesetz 

- BoSoG Sonderungsplan Nr. 16/2003 der 
Gemeinde Klitsche 

 
In der Gemeinde:  Klitsche Gemarkung: Klitsche 
Flur:               8 Flurstücke: 72/16 

Lage: Dorfstraße 12-14, 19-22, 26, Kir-
che, 27a, 41-44, 48 
öffentliche Verkehrsflächen 

 
ist ein Verfahren nach dem Gesetz über Sonderung unvermesse-
ner und überbauter Grundstücke nach der Karte (Bodensonde-
rungsgesetz BoSoG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182, 
2215) eingeleitet worden. Das betroffene Gebiet ist in der beige-
fügten Karte gekennzeichnet. 
 
Hierdurch sollen die Reichweite des unvermessenen Eigentums 
oder unvermessener Nutzungsrechte bestimmt und somit belei-
hungsfähige Grundstücke geschaffen werden. 
 
Sonderungsbehörde ist das Katasteramt Magdeburg, Tessenow-
straße 12, 39114 Magdeburg. 
 
Der Entwurf des Sonderungsplanes sowie die zu seiner Auf-
stellung verwandten Unterlagen liegen 
 

vom 25.06.2003 bis 25.07.2003 
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in den Diensträumen des Katasteramtes Magdeburg während der 
Öffnungszeiten zur Einsicht aus. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt geregelt: 
 
Mo, Mi, Do von 08.00 - 13.00 Uhr 
Di  von 08.00 - 18.00 Uhr 
Fr  von 08.00 - 12.00 Uhr 
 
Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefoni-
scher Absprache möglich. 
 
Alle Planbetroffenen können bis zum 25.07.2003 den Entwurf für 
den Sonderungsplan sowie seine Unterlagen einsehen und Ein-
wände gegen die getroffenen Feststellungen zu den dinglichen 
Rechtsverhältnissen erheben. Planbetroffene sind die Eigen-
tümer der betroffenen Grundstücke, die Inhaber von dingli-
chen Nutzungsrechten, von Gebäudeeigentum und An-
spruchsberechtigte nach dem Sachenrechtsbereinigungsge-
setz. 
 
Das gleiche gilt für die Anmelder von Rückübertragungsansprü-
chen nach dem Vermögensgesetz oder aus Restitution (§ 11 Abs. 
1 des Vermögenszuordnungsgesetzes) und für die Inhaber be-
schränkter dinglicher Rechte an den betroffenen Grundstücken 
oder Rechten an diesen Grundstücken. 
 
 
Die Einwände sind bei der oben bezeichneten Sonderungsbehör-
de unter der oben genannten Anschrift schriftlich oder zur Nieder-
schrift zu erheben. 
 
Magdeburg, den 18.06.2003 
 
Im Auftrag 
gez. Michael Neumeister 
 
 
 

         
 
Verfahrensgebietsgrenze: 
Sonderanfertigung (nicht maßstäblich) aus der Topographischen 
Karte 1:10000; Blatt N-32-121-C-b-2 Klitsche 
Herausgeber: Landesamt für Landesvermessung und Datenver-
arbeitung Sachsen Anhalt 
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Katasteramt Magdeburg  Tel.: 0391-567-7820 
Tessenowstraße 12   Fax: 0391-567-7821 
39114 Magdeburg 
(Sonderungsbehörde) 

V12-14/2003 
(Antragsnummer) 

 
M i t t e i l u n g 

Verfahren nach dem Bodensonderungsgesetz 
- BoSoG Sonderungsplan Nr. 14/2003 der 

Gemeinde Roßdorf 
 
In der Gemeinde:  Roßdorf  Gemarkung: Roßdorf 
Flur:               2  Flurstück: 10007 (UH) 
Lage: Thomas-Müntzer-Straße 17, 19, 35, 38, 39, 

42, 53, 57, 61, 63 
               öffentliche Verkehrsflächen 
 
ist ein Verfahren nach dem Gesetz über Sonderung unvermesse-
ner und überbauter Grundstücke nach der Karte (Bodensonde-
rungsgesetz BoSoG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182, 
2215) eingeleitet worden. Die betroffenen Gebiete sind in den 
beigefügten Karten gekennzeichnet. 
 
Hierdurch sollen die Reichweite des unvermessenen Eigentums 
oder unvermessener Nutzungsrechte bestimmt und somit belei-
hungsfähige Grundstücke geschaffen werden. 
 
Sonderungsbehörde ist das Katasteramt Magdeburg, Tessenow-
straße 12, 39114 Magdeburg. 
 
Der Entwurf des Sonderungsplanes sowie die zu seiner Auf-
stellung verwandten Unterlagen liegen 
 

vom 30.06.2003 bis 30.07.2003 
 
in den Diensträumen des Katasteramtes Magdeburg während der 
Öffnungszeiten zur Einsicht aus. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt geregelt: 
 
Mo, Mi, Do von 08.00 - 13.00 Uhr 
Di  von 08.00 - 18.00 Uhr 
Fr  von 08.00 - 12.00 Uhr 
 
Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefoni-
scher Absprache möglich. 
 
Alle Planbetroffenen können bis zum 30.07.2003 den Entwurf für 
den Sonderungsplan sowie seine Unterlagen einsehen und Ein-
wände gegen die getroffenen Feststellungen zu den dinglichen 
Rechtsverhältnissen erheben. Planbetroffene sind die Eigen-
tümer der betroffenen Grundstücke, die Inhaber von dingli-
chen Nutzungsrechten, von Gebäudeeigentum und An-
spruchsberechtigte nach dem Sachenrechtsbereinigungsge-
setz. 
 
Das gleiche gilt für die Anmelder von Rückübertragungsansprü-
chen nach dem Vermögensgesetz oder aus Restitution (§ 11 Abs. 
1 des Vermögenszuordnungsgesetzes) und für die Inhaber be-
schränkter dinglicher Rechte an den betroffenen Grundstücken 
oder Rechten an diesen Grundstücken. 
 
Die Einwände sind bei der oben bezeichneten Sonderungsbehör-
de unter der oben genannten Anschrift schriftlich oder zur Nieder-
schrift zu erheben. 
 
Magdeburg, den 18.06.2003 
 
Im Auftrag 
gez. Ingmar Kubietziel 
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Verfahrensgebietsgrenze: 
Sonderanfertigung (nicht maßstäblich) aus der Topographischen 
Karte 1:10000; Blatt N-33-121-C-b-4 Roßdorf 
Herausgeber: Landesamt für Landesvermessung und Datenver-
arbeitung Sachsen Anhalt 
____________________________________________________ 
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Katasteramt Magdeburg  Tel.: 0391-567-7820 
Tessenowstraße 12   Fax: 0391-567-7821 
 
39114 Magdeburg 
(Sonderungsbehörde) 

V12-16/2003 
(Antragsnummer) 

Offenlegung 
gemäß § 12 Abs. 3 des Vermessungs- und Kataster-

gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 22.05.1992 
Gemarkung Friedensau 

 
Für den Bereich der Gemarkung Friedensau, 
  Flur(en)  1 

in Möckern 
Ortsname  

wurden die Nachweise des Liegenschaftskatasters fortgeführt. 
 
Das Katasteramt hat die tatsächliche Nutzung der Flurstücke in 
der Liegenschaftskarte und im Liegenschaftsbuch erfasst und 
aktualisiert. In der Liegenschaftskarte wurden die in der Örtlich-
keit nicht mehr vorhandenen Gebäude gelöscht.  
Die Gebiete sind in der beigefügten Übersichtskarte gekenn-
zeichnet. 
 
Allen beteiligten Eigentümern, Erbbauberechtigten und Nut-
zungsberechtigten werden die Veränderungen auf diesem Wege 
durch Offenlegung bekanntgemacht. 

Die Liegenschaftskarte und das Liegenschaftsbuch werden in der 
Zeit 
 

vom 27.06.2003 bis 28.07.2003 
 
in den Diensträumen des Katasteramtes Magdeburg, Tessenow-
straße 12, während der Sprechzeiten,  
Montag, Mittwoch, Donnerstag:  08.00 – 13.00 Uhr,  
Dienstag:   08.00 – 18.00 Uhr, 
Freitag   08.00 – 12.00 Uhr 

zur Einsicht ausgelegt. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Angaben, welche durch die Veränderung
 in die Liegenschaftskarte und in das Liegenschaftsbuch übernom-
men worden sind, kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
oben angegebenen Offenlegungsfrist Widerspruch erhoben wer-
den. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Ka-
tasteramt Magdeburg einzulegen. 

 
Katasteramt Magdeburg 
Im Auftrag 
 
gez. Hans-Peter Bahnemann 
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